
Artikel 14
[Allgemeine Ehewirkungen]

(1)  Die allgemeinen Wirkungen der Ehe unterliegen

1.
dem Recht des Staates, dem beide Ehegatten angehören oder während der Ehe zuletzt angehörten, wenn einer von ihnen diesem Staat noch angehört, sonst

2.
dem Recht des Staates, in dem beide Ehegatten ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben oder während der Ehe zuletzt hatten, wenn einer von ihnen dort seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, hilfsweise

3.
dem Recht des Staates, mit dem die Ehegatten auf andere Weise gemeinsam am engsten verbunden sind.

(2)  Gehört ein Ehegatte mehreren Staaten an, so können die Ehegatten ungeachtet des Artikels 5 Abs. 1 das Recht eines dieser Staaten wählen, falls ihm auch der andere Ehegatte angehört.

(3)  Ehegatten können das Recht des Staates wählen, dem ein Ehegatte angehört, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Nr. 1 nicht vorliegen und

1.
kein Ehegatte dem Staat angehört, in dem beide Ehegatten ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, oder

2.
die Ehegatten ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht in demselben Staat haben.

Die Wirkungen der Rechtswahl enden, wenn die Ehegatten eine gemeinsame Staatsangehörigkeit erlangen.

(4)  Die Rechtswahl muss notariell beurkundet werden. Wird sie nicht im Inland vorgenommen, so genügt es, wenn sie den Formerfordernissen für einen Ehevertrag nach dem gewählten Recht oder am Ort der Rechtswahl entspricht.
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A.  Allgemeines

1.  Entwicklung; Art. 14 EGBGB a.F.


           1

Nach Art. 14 EGBGB a.F. war für die persönlichen Ehewirkungen bei einer Ehe mit Auslandsbezug – nach der üblichen Erweiterung der zunächst nur einseitig gefassten Kollisionsnorm zur Allseitigkeit – das jeweilige gemeinsame Heimatrecht der Gatten maßgeblich. Für deutsche Eheleute sollten allerdings stets deutsche Rechtsvorschriften eingreifen, selbst wenn der eheliche Wohnsitz im Ausland lag und die Ehe dort geführt wurde. Fehlte die Anknüpfungsmöglichkeit über das gemeinsame Heimatrecht, das über die (dann ebenfalls gemeinsame) Staatsangehörigkeit vermittelt wurde, stellte die Anwendungspraxis zuletzt schon für Art. 14 EGBGB a.F. auf den gemeinsamen Aufenthaltsort ab, wobei Art. 3 Abs. 2 GG Berücksichtigung finden sollte, dazu BVerfGE 31, 58 und BGH, FamRZ 1988, 255. Versuche, den Partnern Wahlbefugnisse einzuräumen, traten dagegen ebenso zurück wie die Orientierung am schwächeren Recht, die ohnehin und von vornherein schwer fiel. Überwiegend wurde dieser Grundsatz (schwächeres Recht) ohnehin zu einer eigentümlichen Kumulation beider berufener Rechtsordnungen umgeformt, so dass in der Ehe nur die Rechte bestehen sollten, die das eigene Recht gewährte und das fremde Recht jeweils zusprach (und umgekehrt für die Pflichtenseite), vgl. dazu AK/Finger, Art. 14 EGBGB Rz. 1 mit Nachw. Trotz mancher Vorteile wies dieser Vorschlag handfeste Mängel auf. Denn häufig versagt die kollisionsrechtliche Verbindung verschiedener Rechte zu einem einheitlichen Ehewirkungsstatut von vornherein oder führt zu erheblichen Schieflagen, da sie vielleicht sogar widersprüchliche Teilausschnitte nach Zufallsgesichtspunkten miteinander zusammenknüpft oder Stücke auseinanderreißt, die aufeinander bezogen sind.

2

Bei der Neufassung von Art. 14 EGBGB entscheidet sich das IPR-Gesetz v. 25. 7. 1986 für die persönlichen Ehewirkungen zwar ebenfalls zunächst für das gemeinsame Heimatrecht der Ehegatten, fügt dann aber weitere und abgestufte Anknüpfungsmerkmale auf der Kegel’schen Leiter an. Gibt ein Partner seine Staatsangehörigkeit auf oder tritt für ihn sonst ein Wechsel im Personalstatut ein, bleibt das letzte gemeinsame Heimatrecht maßgeblich, falls nur der andere Gatte seine Zugehörigkeit zum ursprünglichen gemeinsamen Heimatrecht für sich beibehalten hat, Nr. 1. Damit wird ein Mittelweg zwischen dem sofortigen Übergang zum Recht des gewöhnlichen Aufenthalts und dem Festhalten am ehemals gemeinsamen Heimatrecht beschritten, zu den Gründen BT-Drucks. 10/504 S. 55; zum Statutenwechsel sonst Allg. Teil/Finger, Rz. 33f., für die persönlichen Ehewirkungen im Übrigen unten Rz. 3ff. Bei unterschiedlicher Staatsangehörigkeit stellt Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB auf das Recht des Staates ab, in dem beide Ehegatten ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben oder während der Ehe zuletzt hatten, wenn einer von ihnen dort noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat; führt diese Anknüpfung zu keinem Ergebnis, soll das Recht des Staates entscheiden, dem die »Ehegatten auf andere Weise gemeinsam am engsten verbunden sind«. Unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 bestehen zudem (Rechts-)Wahlmöglichkeiten, zur notwendigen Form dabei vgl. Abs. 4.

2a

Nach den Vorschlägen für eine europ. Regelung, VO Nr. 2201/2003 neu, soll die Staatsangehörigkeit der Parteien als vorrangiges (erste) Anknüpfungsmerkmal abgelöst werden. und danach kann die Ehefrau aus der Vereinbarung kein Forderungsrecht ableiten, weil für beide Gatten schon eine "Willensübereinstimmung und (ein) Rechtsbindungswille fehlt, wenn die (Absprache) der traditionellen Vorstellung" entspricht, aber letztlich auf die Empfehlung des Geistlichen zurückgeht, der die islamische Hochzeitszeremonie sonst nicht durchgeführt hätte, jede Partei mit ihr aber andere Vorstellungen verbindet. Vorrang gewinnen dann Wahlmöglichkeiten bzw. der gemeinsame Aufenthaltsort, allerdings jeweils mit einer Begrenzung. Ob die Pläne allerdings umgesetzt werden, erscheint gerade angesichts der politischen Entwicklung (Vertrag von Lissabon) zweifelhaft. Immerhin, und das bleibt, sind bei langjährigem Inlandsaufenthalt der Beteiligten Integrations- und Gleichberechtigungsgesichtspunkte wichtiger als die "internationale Entscheidungsharmonie", die über die Staatsangehörigkeit hergestellt werden soll und die die Übereinstimmung einer bei uns ergehenden Entscheidung mit einer entspr. Regelung im Heimatstaat erreicht; ohnehin  tritt die Verbundenheit mit diesem Staat, die wohl eher überschätzt wird, zumindest im Laufe der Zeit zurück, zu Einzelheiten Wagner, FamRZ 2003, 803 und Art. 15 EGBGB Rz. 28 a. Andere (Länder) lassen eher als wir Aufenthaltsrecht entscheiden; das führt zu zusätzlichen Brüchen, wenn die Parteien so die Rechtsanwendung beeinflussen und sich ihr zuständiges Gericht (im Scheidungsverfahren pp., vgl. dazu Art. 3 VO Nr. 2201/2003 mit seiner Zuständigkeitsverteilung) aussuchen können, bei dem sie das Verfahren führen, aber dabei nicht den Rechtswirkungen unterworfen sind, die wir für richtig halten und bei uns eintreten lassen würden. Beispiel:
Herr A. lebt seit langem in London; dort hält sich seit 1996 auch seine Frau auf – beide sind Deutsche. Herr A. kann Scheidungsantrag in Deutschland stellen, aber auch in England, Art. 3 VO Nr. 2201/2003, weil er dort seit länger als einem Jahr unmittelbar vor der Antragstellung seinen gewöhnlichen Aufenthalt genommen und beibehalten hat. Nach unseren Regeln, denn beide Eheleute sind Deutsche, wäre Zugewinnausgleich zu leisten, denn eine güterrechtliche Vereinbarung haben die Eheleute nicht getroffen, in England aber nicht, weil 

- englische Gerichte, Gleichlauf von Zuständigkeit und Rechtsanwendung, ihr Sachrecht heranziehen,

- das keine güterrechtl. Verteilungsregeln kennt sondern allenfalls dem Richter die Befugnis einräumt, insgesamt vermögensrechtliche Anordnungen zu treffen, um den schwächeren Teil zu schützen, so dass die Ergebnisse für den betroffenen Ehegatten sogar noch schlechter sein können als nach dt. Recht. Wir stellen nicht einmal Not- oder Auffangzuständigkeiten in Deutschland bereit, um Korrekturen zu ermöglichen, vgl. dagegen die Forderungen des AK 11 des15.  DFTG, FuR 2004, 23, anders als für den Versorgungsausgleich, Prozessformularbuch Familienrecht/Finger C. X. 10 Anm. 11, zu den Gesetzesplänen, die im Augenblick wegen des Widerstandes von Schweden auf der einen Seite, Malta auf der anderen Seite, nicht weiterverfolgt werden, Wagner, FamRZ 2003, 803 und Finger, FF 2007, 35.
2b

Jedenfalls kennt Art. 14 Abs. 1 EGBGB keine allgemeine Ausweichklausel, die eine Abweichung von der Regelanknüpfung wenigstens dann vorsehen könnte, wenn eine noch engere Beziehung der Ehegatten zu einer anderen Rechtsordnung nachweisbar ist; damit wird der Rechtssicherheit Vorrang vor einer flexiblen Anknüpfung im Einzelfall gegeben, zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 21. Für Doppelstaatler entscheiden zwar Effektivitätsgesichtspunkte, aber wenn eine der beteiligten Staatsangehörigkeiten die dt. ist, wird dt. Recht maßgeblich, Art. 5 Abs. 1, Satz 2 EGBGB, eine Regel, von der wir zumindest dann Ausnahmen machen sollten, wenn auch das andere berufene Recht nach eben diesen Gesichtspunkten entscheidet, vgl. zu weiteren Einzelheiten unten Rz. 9ff. Im Übrigen ist dieser Vorrang verfassungs- und europarechtlich fragwürdig.
2c

Ausl. Recht ist von Amts wegen zu ermitteln, OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 37 und BGH, EzFamRaktuell 2002, 249; dabei ist auch die ausl. Rechtspraxis festzustellen, wie sie in der Rechtsprechung der Gerichte des maßgeblichen Landes und der sonstigen Anwendungspraxis dort darstellt, wobei das Eur. juristische Netz, ABl. EG 2003, L 174 S. 25; dazu auch Wagner, NJW 2003, 2344 (2346) Informationen bereithält, zum Informationsaustausch, zum Ausdruck kommt. Die Erfolgsaussicht eines Scheidungsantrags – wichtig bei der Bewilligung von Verfahrenskostenhilfe – darf jedenfalls nicht deshalb verneint werden, weil der Antragsteller das anzuwendende ausl. Recht nicht mitgeteilt hat, OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 37, enger OLG Hamm, FamRZ 2001, 1533 – danach kann die beabsichtigte Rechtsverfolgung im Inland mutwillig sein, wenn eine maßgebliche Frage –, hier: gesetzliche Vertretung, nach ausl. Recht zu beurteilen und nicht ohne Einholung eines kostenträchtigen Sachverständigengutachtens zu klären ist, während die Anrufung eines Gerichts im Heimatland ohne weiteres zumutbar erscheint. PKH kann dagegen abgelehnt werden, obwohl dt. Gerichte internat. zuständig sind, wenn das bei uns ergehende Scheidungsurteil im gemeinsamen Heimatstaat nicht anerkannt wird und ein Interesse an einer in ihrer Wirkung auf Deutschland beschränkten Ehescheidung nicht ersichtlich ist, OLG Stuttgart, FamRZ 2004, 1382  Im Streitverfahren können die Kosten für notwendige Nachforschungen im fremden Recht oder für Spezialfragen in entlegenen Rechtsgebieten bei der üblichen Kostenfestsetzung nach § 91 Abs. 1 ZPO zu berücksichtigen und damit erstattungsfähig sein, dazu OLG München, NJW-RR 2001, 1723; allgem. Zuschläge beim Gegenstandswert sind dagegen nicht angebracht.
2d

Gibt das Berufungsurteil keinen Aufschluss, ob der Richter seiner Pflicht nachgekommen ist, den Inhalt des anwendbaren ausl. Rechts von Amts wegen zu ermitteln, § 293 ZPO, ist in der Revisionsinstanz davon auszugehen, dass die notwendigen Nachforschungen ermessens- und damit verfahrensfehlerhaft unterblieben sind, BGH, ProzRB 2002, 14; zur revisionsgerichtlichen Kontrolle der Anwendung ausl. Rechts im Übrigen Pfeiffer, NJW 2002, 3306.

2e

Ist trotz aller Anstrengungen der Inhalt ausl. Rechts, das primär anzuwenden wäre, nicht feststellbar, kann dt. Recht für das Scheidungsverfahren herangezogen werden, OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 37 (38) für Russland, aber »Ähnlichkeitsschlüsse« sind sonst nicht zulässig (Anwendung des Rechts eines Nachbarstaates, etwa Afghanistan – Iran). Lässt das Heimatrecht die Scheidung nicht zu, ist sie nach dt. Recht möglich, Art. 17 Abs. 1 Satz 2 EGBGB, wenn die Partei, die die Scheidung verlangt, Deutscher ist oder war, zu weiteren Einzelheiten, Einschränkungen und Ausnahmen vgl. unten Rz. 9ff., etwa als Spätaussiedler, § 4 BVFG, so dass insoweit keine weiteren, umständlichen Ermittlungen zum "Ausgangsrecht" notwendig sind; zur Haftpflichtversicherung des Anwalts bei Tätigkeit »im« ausl. Recht (im Allg. und ohne besondere Ausdehnung) besteht Versicherungsschutz für die Länder Europas und/oder Russland bzw. die ehemalige Sowjetunion vgl. Finger, FuR 1998, 19, zur Möglichkeit der Haftungsfreizeichnung vgl. Borgmann, BRAK-Mitt. 2000, 180 und Wölk, AnwBl. 2003, 326, wobei Rechtschutzversicherungen in der Zwischenzeit aber besondere Leistungsangebote für einzelne Länder oder für familienrechtliche Fragen insgesamt anbieten.

2.  Persönliche Ehewirkungen; Qualifikation; Vorfrage

                                                      3

a)  Art. 14 EGBGB ist in seinem Anwendungsgebiet insbesondere von Art. 15 EGBGB – eheliches Güterrecht – und Art. 17 EGBGB – Recht der Scheidung und der Scheidungsfolgen – abzugrenzen. Für Unterhaltsrecht galt bisher Art. 18 EGBGB, aber die Bestimmung ist aufgehoben und durch die Regeln der EuUnterhaltsVO bzw. des Haager Protokolls (für die materielle Rechtsanwendung) ersetzt, wichtig vor allem für Art. 18 Abs. 4 EGBGB, zu weiteren Einzelheiten 8.4.2.1/Anhang Rz. 68c 4 ff. und 68c 19 f., zur EuUnterhaltsVO 6.11, zum Haager Protokoll 6.10B, zum dt. AusfG (BGBl. 2011 I 898) 6.11A, zur Qualifikation dabei Allg. Teil/Finger Rz. 67f.  Oft wird die Eingruppierung in das deutsche materielle Recht die Beurteilung einzelner Streitfragen erleichtern. Bei Einrichtungen, die dem deutschen Recht fremd sind, ist zu unterscheiden, ob sie im Zusammenhang mit dem persönlichen Inhalt der Ehe und ihrer jeweiligen Ausprägung stehen oder einen anderen Charakter haben. Die Qualifikation - wiederum Allg. Teil/Finger, Rz. 67 f. - ist dabei weder stets nach der lex fori – dem inländischen Gerichtsstand – noch nach der lex causae – anwendbares Sachrecht – vorzunehmen, obwohl von vornherein viel für ein Übergewicht der lex causae spricht. Vielmehr richtet sie sich nach dem Zweck der einzelnen Kollisionsnorm, um die »häufig veraltete oder zufällige Stellung einer Regelung im System des Sachrechts« zu überwinden und durch eine sachgerechte Anwendung zu ersetzen, zu weiteren Einzelheiten Allg. Teil/Finger, Rz. 70. Dabei spielen (auch) die »individuellen, sozialen oder funktionalen« Bezüge der anstehenden Rechtsfrage ihre eigene Rolle, Allg. Teil/Finger, Rz. 70; zum Namensrecht mit individueller Prägung, aber eben eherechtlicher Auswirkung BGH, FamRZ 1971, 426 zu Art. 14 EGBGB a.F., heute praktisch überholt durch die eigenständige Anknüpfung namensrechtlicher Fragen in Art. 10 EGBGB; zu weiteren Einzelheiten unten Rz. 43. Staatsvertragliches Kollisionsrecht sollte stets autonom ausgelegt, und die von Staatsverträgen aufgeworfenen Qualifikationsfragen sollten autonom beantwortet werden, Allg. Teil/Finger, Rz. 66 mit Nachw., um sicherzustellen, dass Gerichte in Deutschland ebenso entscheiden wie die in anderen Mitgliedsländern; zu den allg. Partnerschaftswirkungen in der eingetragenen Lebenspartnerschaft vgl. Art. 17b EGBGB Rz. 26f.

4

b)  Vorfragen nach dem Bestand der Ehe sind selbstständig anzuknüpfen, da eben nicht die internationale, sondern die interne Entscheidungsharmonie betroffen ist, zu Einzelheiten Allg. Teil/Finger, Rz. 77f.; vgl. heute ohnehin die Hinweise in Art. 13 Abs. 2 Nr. 3 EGBGB. Nur so wird vermieden, dass ein einheitlicher, rechtlicher Sachverhalt unterschiedlich eingeschätzt und gewürdigt wird, je nachdem, ob er zur Haupt- oder Vorfrage wird oder ob er gar Vorfrage für andere, rechtliche Folgen und Zusammenhänge ist, dazu Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 17 mit Nachw. Andere Vorfragen, die vom anwendbaren Recht erst aufgeworfen werden und nicht als Teilfragen – Beispiel: Geschäftsfähigkeit – gesondert anzuknüpfen sind, sind unselbstständig zu beantworten und jeweils aus dem berufenen Sachrecht zu entnehmen, dazu MünchKomm/Siehr, Art. 15 EGBGB Rz. 119f. und Einl. Rz. 494ff. Unselbständig knüpfen wir dagegen Vorfragen an, die sich bei der Rechtsanwendung nach internat. Abk. oder völkerrechtl. Verträgen ergeben, um insoweit Abstimmung mit den anderen Mitgliedstaaten zu erzielen bzw. Brüche zu vermeiden.
                                                       4a

Die Auflösung der Ehe, insbesondere die Rechtswirksamkeit einer Scheidung, ist dagegen nach dt. Verweisungs- und Anerkennungsvorschriften zu beurteilen, Art. 17 EGBGB, § 109 FamFG und § 107 FamFG, früher Art. 7 § 1 FamRÄndG. Ist die Ehe mangelhaft, weil eine Eingehensvoraussetzung fehlt (und/oder ein Ehehindernis besteht), wird Art. 13 EGBGB maßgeblich; nach dieser Vorschrift ist zu bestimmen, ob

–
überhaupt eine wirksame Verbindung besteht, wobei im Inland ein selbständiges Feststellungsverfahren geführt werden kann,

-
die Ehe nichtig ist,

–
aufgehoben werden kann,

–
Aufhebungsgründe und Scheidungsgründe gleichgestellt sind oder

–
eine bloße Ordnungsregel betroffen ist, zur Nichtigkeitsklage nach phil. Heimatrecht (das die Scheidung nicht kennt) AG Frankfurt, Streit 1999, 136 und Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, B. IV. Verfahrensrechtl. Einzelheiten beurteilen wir wie sonst nach unserer lex fori; dabei stellen wir allerdings für ausl. (materiell-rechtl.) Folgen Verfahren auch dann zur Verfügung, wenn sie uns nicht (mehr) bekannt sind, vgl. gerade AG Frankfurt, Streit 1999, 136, Einzelheiten bei Art. 13 EGBGB Rz. 82ff., Art. 17 EGBGB Rz. 124f. und 127f.,und (auch) die Folgewirkungen der »Ehebeseitigung« sind aus der Rechtsordnung zu entnehmen, die jeweils für die Beurteilung der Nichtigkeit oder Aufhebbarkeit der Ehe herangezogen worden ist, AG Düsseldorf, IPrax 1998, 41 mit zust. Anm. von Jayme (der aber gleichwohl darauf hinweist, dass für die Anknüpfung der vermögensrechtlichen Ungültigkeitsfolgen einer Ehe an das Scheidungsfolgenstatut manche Gesichtspunkte sprechen, so dass güterrechtlich Art. 15 EGBGB berufen wäre, dazu Barth, Vermögensrechtliche Ungültigkeitsfolgen im reformierten dt. internationalen Privatrecht, Diss. Heidelberg 1997) und Art. 17 EGBGB Rz. 129; zu weiteren Einzelheiten Art. 13 EGBGB Rz. 82f. und Art. 17 EGBGB Rz. 124f. für die Eheaufhebung, 127f. für die Ehenichtigkeit, für die Anwendung des »schärferen Rechts« bei unterschiedlicher Wertung in den beteiligten Rechtsordnungen OLG Frankfurt, FamRZ 2000, 705 und Art. 13 EGBGB Rz. 46a; zu § 1318 BGB dabei gleich Rz. 4 b. 

4b

Bei den meisten gemischt-nationalen Ehe wird meist ausl. Recht (zumindest bei Doppelehen) das »ärgere« Recht sein, da mit der Reform des Eheschließungsrechts im Inland, vgl. dazu G v. 4. 5. 1998, BGBl. 1998 I 833, Nichtigerklärung/andere Nichtigkeitstatbestände für die Ehe abgeschafft und durch das Aufhebungsverfahren ersetzt sind, dazu schon Jayme, IPrax 1998, 41, zu Doppelehen sonst Finger, FuR 2008, 419.
                                                      4c

Dabei hat die Anknüpfung über das Ehewirkungsstatut zurückzutreten, wenn Belegenheitsrecht bei Sachen oder anderen Vermögensteilen eigene und andere Rechtsfolgen festlegt, das dann vorgeht, Art. 3 a Abs. 2 EGBGB, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 26, ausf. Hay, S. 293ff. für deutsch/US-amerik. Güterrechts​fälle mit Sonderregeln in den USA für dortiges Immobilienvermögen. Verfügungsbeschränkungen oder Befugnisse zur Mitverpflichtung sind dabei eingeschlossen, wenn sie sich auf diese Vermögensteile beziehen, ebenfalls Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 26. Für Art. 14 EGBGB a.F. war die Situation anders; das Ehewirkungsstatut früheren Rechts trat nicht hinter das Recht des Belegenheitsortes zurück, und deshalb war ein Schenkungsvertrag zwischen dt. Eheleuten für uns auch dann verbindlich, wenn die lex rei sitae Schenkungen zwischen Ehegatten gerade verbot, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 25.

3.  Rück- und Weiterverweisung

                                                  5

Nach Art. 4 Abs. 1 EGBGB ist die Rückverweisung grundsätzlich zu beachten, dazu Allg. Teil/Finger, Rz. 84. Ausnahmsweise folgen wir ihr dann nicht, wenn den Ehegatten ein Wahlrecht zugestanden wird, das sie tatsächlich auch ausgeübt haben, da insoweit eben zwingend die Sachvorschriften des angesprochenen Rechts zur Anwendung gebracht sind, Art. 4 Abs. 2 EGBGB. Ergibt sich die Anknüpfung der persönlichen Ehewirkungen in einer Ehe aus Art. 14 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB, sind die maßgeblichen Sachnormen gleichfalls unmittelbar berufen, dazu Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 3, denn Annahme der Rückverweisung durch uns oder durch Weiterverweisung an einen anderen Staat nach dem IPR des zunächst berufenen Staates würde dem Sinn der inl. Vorschrift widersprechen (engste Verbindung beurteilen wir nach unseren Regeln), Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 3, vgl. für Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG Rz. 10 a (einseitiger Wechsel der Staatsangehörigkeit, Rückverweisung türk. Heimatrecht auf Aufenthaltsrecht, früher Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG a.F.), anders KG, 3 UF 59/06 und Kroppholler, § 24 II a S. 170. Qualifikationsfragen beantworten wir nicht stets nach dt. sachlich-rechtlichen Gesichtspunkten, so vielleicht BGHZ 24, 352, wiedergegeben bei MünchKomm/Sonnenberger, Art. 4 EGBGB Rz. 61, sondern wir differenzieren: Legt ausl. Kollisionsrecht selbst die Dinge fest, etwa hinsichtlich der Scheidungsfolgen, nehmen wir diese Anordnung auf, wobei beim Versorgungsausgleich keine vollständige Deckungsgleichheit bestehen muss,
- so dass wir der dortigen Rückverweisung nur teilweise nachgehen (können), also etwa für die Scheidung, nicht aber für einzelne weitere rechtl. Wirkungen, MünchKomm/Sonnenberger, Art. 4 EGBGB Rz. 65, die wir selbständig beantworten,
- und selbst der Weiterverweisung auf ein drittes Recht folgen.

- Insgesamt haben wir jedenfalls den Inhalt des ausl. Kollisionsrechts ebenso zu ermitteln wie die Reichweite seiner Anordnungen, die wir berücksichtigen (wollen), dazu Henrich, IPrax 1983, 223 und MünchKomm/Sonnenberger, Art. 4 EGBGB Rz. 62 und 63 mit Nachw., Rz. 64.
6

Wie der Rückverweisung ist auch der Weiterverweisung aus der zunächst berufenen Rechtsordnung nachzugehen, Art. 4 Abs. 2 EGBGB, doch gelten die bereits genannten Einschränkungen, vgl. gerade Rz. 5; zu Fragen der Rechtsspaltung unten Rz. 81.

4.  Ordre public
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Ausländisches Recht ist im Inland nicht anzuwenden, wenn es gegen wesentliche Grundüberzeugungen bei uns verstößt, so dass die so gewonnenen Ergebnisse »mit wesentlichen Grundsätzen des deutschen Rechts offensichtlich unvereinbar sind«, wobei insbesondere die Grundrechte des Grundrechtskatalogs zum Maßstab werden, vgl. BVerfGE 31, 58 und Art. 6 EGBGB, gerade unter dem Gesichtspunkt der Gleichberechtigung der Eheleute. Praktisch spielen ordre public-Verstöße im Bereich von Art. 14 EGBGB und für die persönlichen Ehewirkungen der Eheleute allerdings keine große Rolle. Gatten streiten meist nicht bei Gericht über die unangemessene, grob einseitige und deshalb unakzeptable Aufgabenverteilung in der Ehe, zu weiteren Einzelheiten vgl. MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 95ff. und Jayme, IPrax 1986, 265 (266); können sie sich nicht einigen,

–
nimmt eine Seite zumindest für eine Übergangszeit die Nachteile hin, die ihr zugemutet werden,

–
oder lässt sich scheiden.

Berührt ausländisches IPR durch Weiterverweisung ein drittes Recht, sind Verstöße gegen Art. 6 EGBGB unter zweifachem Blickwinkel denkbar. Zunächst kann die Anknüpfung selbst gleichberechtigungsfeindlich sein, dazu MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 127 und 128; die früher auch bei uns verbreitete Vorstellung, Verweisungsregeln könnten – da ohne unmittelbare Auswirkung auf die Sache – nicht gegen Gleichberechtigungsverbote verstoßen, ist jedenfalls spätestens seit BVerfGE 31, 58 überholt. Daneben kommt (wiederum) ein ordre public-Verstoß aus dem über die Weiterverweisungsregel (endgültig) berufenen Sachrecht in Betracht.

B.  Anknüpfungsgrundsätze

1.  Gemeinsame Staatsangehörigkeit der Eheleute, Abs. 1 Nr. 1

                                                    8

a)  Art. 14 Abs. 1 EGBGB richtet in Nr. 1–3 eine dreistufige Anknüpfungsleiter auf. Dabei stehen die einzelnen Merkmale allerdings nicht zur Auswahl nebeneinander; vielmehr ist eine gestaffelte Anknüpfung festgelegt, »bei der die nächste Sprosse . . . erst betreten werden darf, wenn die vorher bereitgestellte Sprosse nicht trägt«, plastisch MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 12.
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b)  Vorbehaltlich einer gültigen Rück- oder Weiterverweisung richtet sich das Ehewirkungsstatut nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB in erster Hinsicht nach der derzeitigen gemeinsamen Staatsangehörigkeit der Ehegatten. Über Erwerb und Verlust dieser Staatsangehörigkeit entscheiden dabei die Rechtsvorschriften des Staates, dessen Staatsangehörigkeit in Frage steht. Gehört ein Ehegatte mehreren ausländischen Staaten an, ist nur die Staatsangehörigkeit maßgeblich, die für ihn effektiv ist, dazu Art. 5 Abs. 1 Satz 1 EGBGB. Die durch Heirat hinzuerworbene Staatsangehörigkeit wird das in aller Regel nicht sein. Besitzt ein Ehegatte neben einer ausländischen auch die deutsche Staatsangehörigkeit, kommt nur sie in Betracht, gesetzliche Vermutung in Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBG; für Art. 14 EGBGB unter verfassungsrechtlichem Blickwinkel teilw. abweichend MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 21 und 22: bei Beteiligung eines dt. Mehrstaaters ist die gemeinsame deutsche Staatsangehörigkeit als Anknüpfungsmerkmal so lange nicht maßgebend, wie sie während der Ehe für den deutschen Mehrstaater nicht die effektive Staatsangehörigkeit gewesen ist, dort Rz. 22 a.E.; zu weiteren Einzelheiten bei deutsch-ausländischen Doppelstaatern vgl. Dethloff, JZ 1995, 64. Ohnehin sollten wir von dieser Regel zumindest dann eine Ausnahme machen, wenn auch das berufene andere Recht nach eben diesen Gesichtspunkten entscheidet, vgl. dazu Rz. 1 a. E. und Afzali, Internat. Zuständigkeit im dt.-türk. Rechtsverkehr, Diss. Regensburg 2001, S. 129/130. Anders als früher ist die dt. Staatsangehörigkeit auch dann maßgeblich, wenn die Beziehung zu einem anderen Land wesentlich enger ist, dazu Palandt/Heldrich, Art. 5 EGBGB Rz. 3 mit Nachw. Ohnehin sollten wir von dieser Regel zumindest dann eine Ausnahme machen. Lässt sich eine effektive Staatsangehörigkeit für eine Person nicht feststellen, kann Art. 5 Abs. 2 EGBGB entspr. anzuwenden sein, so dass Aufenthaltsrecht entscheidend wird, obwohl sicher ist, dass Zugehörigkeit zu einem anderen Land besteht und deshalb eher die gemeinsame, ermittelte Staatsangehörigkeit der Parteien Anknüpfungsmerkmal werden sollte,  dazu OLG Frankfurt, FamRZ 1994, 715 (716), anders noch OLG Frankfurt, FamRZ 1985, 619; AG Leverkusen, FamRZ 2002, 1484 für die einseitige Verlegung des ursprünglich gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts, wenn die Staatsangehörigkeit des Ag. nicht zu ermitteln und er sonst unbekannten Aufenthalts ist. Doppelstaatsangehörigkeit kann schließlich bei der Anerkennung eines ausl. Urteils (hier: Türkei) eine Rolle spielen, aber auch für die Anerkennung bei uns für die ausl. Entscheidung. Wie wir stellt die Türkei (etwa) auf die türk. Staatsangehörigkeit ab, so dass insoweit für die Rechtsanwendung türk. Recht maßgeblich wäre, aber wir lassen die dt. Staatsangehörigkeit vorgehen, zu Art. 38 e türk. IPRG Atali, S. 130; vgl. auch Kilic, IPRax 1994, 479. Haben die Parteien zwei oder mehrere Staatsangehörigkeiten, ist aber jeweils die andere erffektiv, die nicht gemeinsam ist, kann bei einem Aufenthalt in Deutschland dt. Recht zur Anwendung kommen, AG Freiburg, IPrax 2002, 223, doch verlangt Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 erste Var. EGBGB ein anderes Ergebnis, dazu Jayme, IPrax 2002, 209, wenn zunächst einheitliche Staatsangehörigkeit bestand, aber nur einer der Ehegatten gewechselt ist, ohne dass ihm sein Partner folgt, zu dieser Situation auch Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG und Turan-Schnieders/Finger, FamRBint 2008, 40. Bei Doppelstaatlern ist dabei stets die letzte gemeinsame (effektive) Staatsangehörigkeit entscheidend, dazu Jayme, IPrax 2002, 209. Gehören beide Eheleute jeweils und gemeinsam mehreren Mitgliedstaaten der europ. Gesetzgebung an, hier: Frankreich/Ungarn, sind nach ihrer Auswahl die Gerichte in beiden Ländern zuständig, weil Effektivitätsgesichtspunkte keine Rolle spielen, dazu EuGH, FamRBint 2009 mit Anm. Finger = FamFR 2009, 32 mit Anm. Rieck = FamRZ 2009, 1571 mit (sehr kritisch) Anm. Kohler 1574; wir dürfen daher nicht über Art. 5 Abs. 1 S. 2 EGBGB zu einem "Vorrang" für die dt. Staatsangehörigkeit kommen, Deutschenprivileg.
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Auch über Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB und seine Reichweite sollten wir angesichts der Veränderungen in unserem Staatsangehörigkeitsrecht noch einmal nachdenken, vgl. auch Fuchs, NJW 2000, 489 (491), denn mit dieser Bestimmung können wir weder Scheidungsharmonie herstellen noch Zuständigkeitswettläufe verhindern, da auch andere eur. Staaten (und nicht nur sie) eine Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB entspr. Regelung kennen, zu Nachw. dabei Fuchs, NJW 2000, 489 (491 Fn. 21). Immerhin kann nun bei uns die dt. Staatsangehörigkeit nur »auf Zeit« bestehen, wenn der (auch) dt. Staatsbürger nach Volljährigkeit für seine ausl. Staatsangehörigkeit optiert, denn dann geht die dt. Staatsangehörigkeit verloren, § 29 StAG. So müsste – notwendig und von selbst – in diesem Zeitpunkt ein Statutenwechsel eintreten, dazu Fuchs, NJW 2000, 489 (491), wenn sonst und bis dahin die dt. Staatsangehörigkeit den Ausschlag gegeben und die Anknüpfung bestimmt hat. Wenig hilfreich ist jedenfalls der Vorschlag, für die Zeit der (noch offenen) Option die dt. Staatsangehörigkeit (stets?) als ineffektiv anzusehen und stattdessen (stets?) auf die ausl. Staatsangehörigkeit abzustellen, dazu Gruber, IPrax 1999, 426 (429), denn so werden, dazu Fuchs, NJW 2000, 489 (491), die Unzulänglichkeiten lediglich verdeckt oder umgekehrt – entscheidet sich der dt.-ausl. Doppelstaater bei seiner Volljährigkeit für die dt. Staatsangehörigkeit, müsste er gleichzeitig in die dt. Rechtsanwendung wechseln, Statutenwechsel ins dt. Recht, richtig Fuchs, NJW 2000, 489 (491/492); ebenso Benicke, IPrax 2000, 171 (178f.). Lösungsvorschläge, die dt./ausl. Doppelstaatsangehörigkeit kollisionsrechtlich erst entscheiden zu lassen, für die die Option im Rahmen von § 29 StAG ausgeübt ist, wäre mit dem Erfordernis der Rechtssicherheit unvereinbar, denn das anwendbare Recht muss in dem Zeitpunkt bestimmt werden können, in dem sich ein rechtlich erheblicher Tatbestand verwirklicht, dazu Benicke, IPrax 2000, 171 (178). Im Namensrecht bleibt die »Mehrstaatigkeit« nach der Geburt eines Kindes in Deutschland allerdings zunächst folgenlos, dazu LG Karlsruhe, 11 T 311/00, so dass sonstiges Heimatrecht entscheidet; Mehrstaatigkeit auf Dauer ist nach den neuen Bestimmungen bei uns jedenfalls nicht vorgesehen, und im Übrigen würde ein nachträglicher »Namenswechsel« wegen der besonderen Kennzeichnungsfunktion, die der Namensgebung beigelegt ist, nur zu Verwirrungen führen, dazu auch OLG Frankfurt, StAZ 2000, 238. Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB sollte vielmehr insgesamt entfallen; maßgeblich sollten auch für den dt. Doppelstaater die sonst üblichen Zuordnungen und Gewichtungen werden, um die Rangfolge seiner Staatsangehörigkeiten unter Effektivitätsgesichtspunkten, da nur so ein Einklang mit gleichlautenden ausl. Rechtsregeln herzustellen ist; zu weiteren Einzelheiten um das neue dt. Staatsangehörigkeitsrecht vgl. Zimmermann, IPrax 2000, 180 und Benicke, IPrax 2000, 171 mit Vorschlägen zu einer »teleologischen Reduktion« von Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB, dazu IPrax 2000, 171 (178); zu neuen Entwicklungen im Kollisionsrecht sonst vgl. Jayme, IPrax 2000, 165; zur Anknüpfung über die Staatsangehörigkeit im dt. IPR nach den Veränderungen durch das G zur Reform des Staatsangehörigkeitsrechts allgem. Heidi Hellwig, Die Staatsangehörigkeit als Anknüpfung im deutschen IPR, Diss. Würzburg 2000.
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Wird das gemeinsame Heimatrecht von mehreren Teilrechtsordnungen gebildet, ist nach der engsten Verbindung nach Art. 4 Abs. 3 Satz EGBGB zu suchen und über sie anzuknüpfen, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 32, nicht etwa zum Aufenthaltsrecht überzugehen, richtig Bungert, IPrax 1993, 10 (17), während Hay, IPrax 1988, 265 (267) dem Antragsteller eigene Wahlbefugnisse einräumen wollte; Münchkomm/Winkler von Mohrenfels, Art. 17 EGBGB Rz. 48 sieht dagegen in dieser Situation die Orientierung des Scheidungs- bzw. des Ehewirkungsstatuts auf Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB als gescheitert an, da die Ehegatten eben kein »gemeinsames Heimatrecht« haben; dann bleibe nur die  subsidiäre Aufenthaltsanknüpfung nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB, anders Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 32. 

                                              9c

Ist der Staat, dem die Ehegatten ursprünglich angehört haben, zerfallen – Beispiele aus neuester Zeit: Bundesrepublik Jugoslawien und UdSSR –, sind die Staatsangehörigkeiten der Ehegatten nach den maßgeblichen Rechtsbestimmungen der Nachfolgestaaten zu ermitteln, denn die Anknüpfung der persönlichen Ehewirkungen über Art. 14 EGBGB ist wandelbar, OLG Düsseldorf, FamRZ 1995, 932 (933 Kroatien/Bosnien), Jayme, IPrax 1992, 333 und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 33 a.E.; zu weiteren Einzelheiten Busse, IPrax 1996, 155 und unten Art. 15 EGBGB Rz. 34, wobei sich allerdings im Ehegüterrecht (Unwandelbarkeit) eigene Fragen stellen, zu Art. 3 a Abs. 2 EGBGB gerade Rz. 4 c, im Übrigen Art. 16 EGBGB Rz. 27 und 277a.
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Das ursprünglich gemeinsame Heimatstaatrecht der Eheleute bleibt als Ehewirkungsstatut maßgeblich, wenn ihm nur noch ein Ehegatte angehört, der andere aber gewechselt hat, zum ehelichen Güterrecht (Unwandelbarkeit) vgl. Art. 15 EGBGB Rz. 44. Doch können die Eheleute ein anderes Ehewirkungsstatut bestimmen, Art. 14 Abs. 2 EGBGB. Treffen sie keine Wahl, ist das (gemeinsame) Heimatrecht bei Zuerwerb einer zweiten Staatsangehörigkeit durch einen Partner weiterhin für die allg. Ehewirkungen entscheidend, selbst wenn die neue Staatsangehörigkeit für ihn prägend und damit effektiv sein sollte; diese Folgen gelten auch dann, wenn die »neue« Staatsangehörigkeit die deutsche ist, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 47f., wobei ein solcher Wechsel auch dann vorliegt, wenn ein Ehegatte die frühere gemeinsame Staatsangehörigkeit nicht mehr beibehalten hat, der andere aber als Flüchtling anerkannt ist, Art. 5 EGBGB und dazu AG Leverkusen, FamRZ 2005, 1684. Unter Kontinuitätsgesichtspunkten verändert sich das Statut aus Art. 14 EGBGB erst, wenn kein Gatte mehr zum ursprünglichen, gemeinsamen Heimatrecht eine tragfähige Beziehung hat, MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 14 a.E. Auch für Fälle der Ausbürgerung, die ausdrücklich gegen den Willen des (früheren) Staatsangehörigen dieses Staates erfolgt sind, stellt Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB für die Rechtsanwendung auf die letzte gemeinsame, einseitig jedenfalls beibehaltene Staatsangehörigkeit ab, ein Umstand, den MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 17 kritisiert; die Tatsache, dass die Ausbürgerung ausdrücklich gegen den Willen dieser Person erfolgt ist, soll die weitere Verbundenheit des Ehegatten mit seinem früheren Heimatrecht zeigen (sehr fraglich), Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 49. Im Übrigen ist zu unterscheiden:

–
Haben die Parteien eine gemeinsame Staatsangehörigkeit, ist einer von ihnen aber Doppelstaatler, gelten im üblichen Rahmen Effektivitätsgesichtspunkte,

–
wobei die dt. Staatsangehörigkeit nach Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB privilegiert ist, zu den Einschränkungen dabei gerade Rz. 9.

–
Erwirbt ein Gatte im Verlauf die deutsche Staatsangehörigkeit (allein oder zusätzlich), bleibt gleichwohl die frühere Anknüpfung maßgeblich, deutlich einschränkender allerdings OLG München, FamRBint 2012, 25 mit Anm. Finger = IPrax 2012, 450 mit Anm. Jayme für den nachträglichen Wechsel eines Ehegatten in die deutsche Staatsangehörigkeit, die vorrangig sein soll, Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB (aber beide Parteien besaßen zunächst eine gemeinsame Staatsangehörigkeit die eben vorgeht, wobei allenfalls bei Doppelstaatlern noch Gesichtspunkte der Effektivität eine Rolle spielen),
–
denn insoweit spielt die Effektivität ebensowenig eine Rolle wie der Vorrang aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB, dazu mit weiteren Nachweisen Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 47ff., zu Art. 13 Abs. 2 türk. IPRG gleich Rz. 10 a.

–
Bedeutung gewinnt ein Wechsel in den persönlichen Anknüpfungsmerkmalen daher in dieser Situation erst, wenn ihn beide Partner vollziehen, wiederum Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 47f., vgl. zu Art. 14 Abs. 1 türk. IPRGG gleich Rz. 10 a.
–
Im Übrigen spricht manches dafür, das ursprünglich gemeinsame Recht auch dann für entscheidend zu halten, wenn die Veränderung nicht (nur) in der Person eines der Beteiligten eingetreten sind, sondern bei beiden (um die Stabilität in der Ehe zu fördern), dazu Kegel, § 20 V S. 622.
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Nach dt. Kollisionsrecht, Art. 14 Abs. 1 Nr. 1, 2. Altern. EGBGB, bleibt der Staatsangehörigkeitswechsel bei einem Ehegatten bedeutungslos, wenn er die dt. Staatsangehörigkeit erwirbt, falls nur die Heimatstaatsangehörigkeit gemeinsam war und der andere Ehegatte diese Staatsangehörigkeit beibehalten hat. Wir wenden daher (zunächst) türk. Recht in einem Scheidungsverfahren zwischen einer Türkin und einem dt. Mann an, der seine türk. Staatsangehörigkeit aufgegeben hat und Deutscher geworden ist, aber türk. Recht beurteilt die Dinge anders und stellt in dieser Situation auf den gemeinsamen Wohnsitz ab, doch ist auch türk. IPR berufen, so dass wir über die Rückverweisung dort, vgl.  Art. 14 Abs. 1 türk. IPRG, dazu Turan-Schnieders/Finger, FamRBint 2008, 40, Gesetzestext IPrax 2008, 283, dazu Hohloch (Hrsg.), Internationales Scheidungs- und Scheidungsfolgenrecht mit Länderberichten für Griechenland, Italien, Österreich, Polen und die Türkei, S. 471. Über die Rückverweisung des zunächst berufenen türk. Heimatrechts kommt daher inl. Wohnsitzrecht – für das Scheidungsverfahren - zur Anwendung, dazu auch KG, FamRZ 2005, 1678, wenn nicht eine Partei neben der dt. auch die türk. Staatsangehörigkeit, denn dann wiederum ist türk. Recht vorrangig, dazu Art. 4 b) türk. IPRG und OLG Hamm, FamRBint 2011, 2 mit Anm. Odendahl. Auch togolesisches Recht verweist bei einem Staatsangehörigkeitswechsel eines Ehegatten, wenn beide zunächst Staatsangehörige von Togo waren, auf Wohnsitzrecht zurück, bei einem Aufenthalt in Deutschland und der gerichtlichen Auseinandersetzung im  Scheidungsverfahren bei uns also auf dt. Recht, OLG Düsseldorf, FamRBint 2009, 1515.
10b

Art. 17 Abs. 1 Satz 2 EGBGB kann auch beim nachträglichem Staatsangehörigkeitswechsel eines der Ehegatten eine Rolle spielen, wenn der andere die ursprüngliche Staatsangehörigkeit beibehalten hat und somit nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB das frühere Heimatrecht zur Anwendung käme, dieses aber die Scheidung nicht oder nicht unter zumutbaren Voraussetzungen zulässt, der andere aber Deutscher ist, denn für unsere Wertung ist der Zeitpunkt der Antragstellung im Scheidungsverfahren maßgeblich, vgl. BGH, FamRZ 2007, 113 für das Verhältnis zu Italien.         
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Bei Staatenlosen und Flüchtlingen tritt an die Stelle des Heimatrechts ihr durch den gewöhnlichen Aufenthalt – oder ihren einfachen Aufenthalt – vermitteltes Personalstatut, dazu Art. 5 Abs. 2 EGBGB, zu dem Übereinkommen über die Rechtsstellung von Staatenlosen v. 28. 9. 1954, BGBl. 1976 II 474 (unten 4.2), G v. 25. 4. 1951 über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet (unten 4.3), AHK-Gesetz Nr. 23 v. 17. 3. 1950 über die Rechtsverhältnisse verschleppter Personen und Flüchtlinge (4.4), Genfer Abk. v. 28. 7. 1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (4.5) sowie das New Yorker Protokoll vom 31. 1. 1967 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge (4.5.1) und G v. 22. 7. 1980 über Maßnahmen für im Rahmen humanitäter Hilfsaktionen aufgenommene Flüchtlinge (4.5.2). Deshalb geht für sie – und für anerkannte Asylberechtigte, § 3 AsylVfG – die Anknüpfung über den einfachen Aufenthaltsort (oder den Wohnsitz) der über die fortbestehende gemeinsame Staatsangehörigkeit vor, OLG Köln, FamRZ 1999, 1517; für Fragen der elterlichen Sorge ist wie sonst das MSA vorrangig (bzw. Art. 21 EGBGB). Sind die Veränderungen nur auf einer Seite eingetreten, hat die Anknüpfung wie sonst nach Art. 14 EGBGB zu erfolgen, also über das letzte gemeinsame Heimatrecht, wenn der andere Ehegatte Staatsangehöriger des Staates geworden ist, aus dem der andere geflohen ist. Schließlich kann der Flüchtlingsstatus und damit deutsches Personalstatut für einen Beteiligten nicht zu »besseren« Ergebnissen (oder zumindest: anderen) führen als bei einem Übergang in die dt. Staatsangehörigkeit insgesamt. Notwendig für die Anwendung von Nr. 1 ist aber stets, dass in der Ehezeit eine gemeinsame Staatsangehörigkeit einmal bestanden hat; deshalb scheidet diese Bestimmung aus, wenn die Eheleute oder nur ein Gatte zu Beginn und bei der Heirat staatenlos (gewesen) sind/ist und dann keine gemeinsame Staatsangehörigkeit erworben haben, dazu Erman/Hohloch, Art. 14 EGBGB Rz. 14. Abs. 1 Nr. 1 ist ebenfalls nicht erfüllt, wenn die Eheleute (oder einer von ihnen) zu Beginn der Ehezeit »Flüchtlingsstatus« hatten und so dt. Personalstatut als Flüchtlingsstatut für sie maßgeblich war, denn (schon) über Nr. 2 sind »adäquate Ergebnisse« zu erreichen, vgl. dazu OLG Hamm, StAZ 1993, 78 und BayObLG, NJW-RR 1999, 1452; zum Ganzen Erman/Hohloch, Art. 14 EGBGB Rz. 14 mit Nachw., zudem gleich Rz. 11a.
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Sind (iranische) Eheleute anerkannte Asylberechtigte in Deutschland, hat jedoch ein Ehegatte auf diesen Status verzichtet und wieder einen iranischen Pass erhalten, kann dt. Recht für die persönlichen Ehewirkungen anzuwenden sein, weil beide Parteien zuletzt ein gemeinsames Personalstatut hatten, während ihrer Zeit als anerkannte Asylberechtigte, so für Art. 17 EGBGB und die Anknüpfung im Scheidungsverfahren OLG Karlsruhe, FamRZ 1996, 1146, vgl. im Übrigen Rz. 14. Haben die Beteiligten aber schon mit diesem Stand geheiratet, dazu gerade Rz. 11, kann dt. Recht als Aufenthaltsrecht zur Anwendung kommen, zu Einzelheiten OLG Köln, FamRZ 1999, 1517 und Erman/Hohloch, Art. 14 EGBGB Rz. 14 mit Nachw., nicht aber Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB, denn selbst wenn sich beide Parteien auf dt. Personalstatut berufen können, haben sie insoweit eben keine »gemeinsame Heimatstaatsangehörigkeit«. Erst wenn beide Gatten in eine neue oder wieder in die frühere Staatsangehörigkeit wechseln, ist der Statutenwechsel auch aus unserer Sicht beachtlich, wenn die Anknüpfung nicht schon zuvor in anderer Form – beim Scheidungsverfahren etwa durch Rechtshängigkeit – festgelegt ist, zu weiteren Einzelheiten und ausführlich 5.4 (dt.-iran. Niederlassungsabk.).

11b

Haben Flüchtlinge und anerkannte Asylberechtigte eine gemeinsame Heimatstaatsangehörigkeit, ist aber nur einer von ihnen bei uns entspr. berechtigt (etwa nach der Genfer Konvention), ist dieser »Wechsel« anders als sonst aus unserer Sicht beachtlich, so LG München I, NJW 1997, 1354 (für den Iran). Gibt einer dann seinen Flüchtlingsstatus nachträglich auf, bleibt dt. Personalstatut als letztes gemeinsames Merkmal erhalten, OLG Karlsruhe, FamRZ 1996, 1146; haben beide in Deutschland geheiratet und hier gelebt, kann dt. Recht als Aufenthaltsrecht zur Anwendung kommen, OLG Köln, FamRZ 1999, 1517 und gerade Rz. 11a. Unter Günstigkeitsgesichtspunkten, vgl. Art. 12 Genfer Konvention, kann aber auch Heimatrecht – oder Recht eines Zwischenstaates, vgl. dazu für eine Ehe von Afghanen im Iran, StAZ 2001, 115 – eine Rolle spielen, denn bereits entstandene Rechte sind zu erhalten, vgl. Jayme, IPrax 1984, 115 und OLG Düsseldorf, StAZ 1989, 282.

11c

Allerdings ist für sie (Flüchtlinge und Staatenlose) die "Staatsangehörigkeit" nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB nicht durch ihren "gewöhnlichen Aufenthaltsort"  zu ersetzen, dazu Mayr, FamRBint 2013, 51 (52). Andere meinen dagegen, dass gleich und ohne "Umwege" auf die Ersatzanknüpfungen aus Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 f. EGBGB abzustellen sei, vgl. die Nachweise bei Mayr, FamRBint 2013, 51 (52/53), so etwa OLG Nürnberg, FamRZ 2002, 324 (325); OLG Celle, FamRZ 1998, 757 (758) und AG Leverkusen, FamRZ 2005, 1684 und FamRZ 2007, 1565. In - zugegeben - seltenen Fällen können so Unterschiede bei der Rechtsanwendung entstehen, dazu Mayr, FamRBint 2013, 51 (55); hat der staatenlose Ehegatte keinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland, würde Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB auf den schlichten Aufenthalt verweisen, während Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB unmittelbar zu Nr. 3 führt, wiederum Mayr, FamRBint 2013, 51 (55).
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Erwerben Ehegatten während der Ehe eine gemeinsame, effektive Staatsangehörigkeit, richten sich vom Zeitpunkt dieses Erwerbs an die persönlichen Ehewirkungen nach ihrem neuen Heimatrecht; das Ehewirkungsstatut ist folglich wandelbar, zu weiteren Einzelheiten Rz. 38ff., auch in den Fällen einer zuvor getroffenen, gemeinsamen Rechtswahl nach Art. 14 Abs. 3 EGBGB, nicht aber nach Abs. 2, dazu Rz. 27, zur Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts vgl. Art. 15 EGBGB Rz. 44 f.
13

c)  Haben beide Ehegatten die (ursprünglich) gemeinsame Staatsangehörigkeit verloren, sind von diesem Zeitpunkt an – bei zeitlicher Staffelung wird der Verlust der gemeinsamen Staatsangehörigkeit durch den »letzten« Partner maßgeblich – die persönlichen Ehewirkungen Art. 14 Abs. 2 Nr. 2 oder 3 EGBGB zu entnehmen, wenn eine neue gemeinsame Staatsangehörigkeit oder eine wirksame Rechtswahl als vorrangiges Anknüpfungsmerkmal fehlt, Zurückverweisung, dabei Rz. 10a mit Nachw., zum türk. Recht Art. 13 IPRG für die persönlichen Ehewirkungen, Art. 14 IPRG für die Ehescheidung und Art. 15 IPRG mit einer Ausnahme wie bei uns, Unwandelbarkeit für das eheliche Güterrrecht vgl. Art. 15 EGBGB,  Turan-Schnieders/Finger, FamRBint 2008, 40, Gesetzestext IPrax 2008, 283.
14

d)  Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB beruht auf Kontinuitätsüberlegungen, dazu auch BT-Drucks. 10/504 S. 55. Kein Ehegatte soll die Möglichkeit haben, durch einseitige Maßnahmen das Ehewirkungsstatut zu ändern oder zu beeinflussen, so MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 17, vgl. dazu schon Rz. 10. Allerdings wird erwogen, von diesen Grundsätzen wenigstens dann eine Ausnahme zuzulassen, wenn ein Ehegatte »durch Zwang« seine Staatsangehörigkeit verliert, etwa durch Ausbürgerung oder nach Flucht, dazu MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 17. Doch ist nicht einzusehen, warum in diesen Fällen der andere Ehegatte die Folgen tragen soll; sind beide betroffen, wird ohnehin ihr (neues) gemeinsames Heimatrecht oder über ihren (gewöhnlichen oder einfachen) Aufenthalt das Recht des Aufenthaltsstaates maßgeblich, zu weiteren Einzelheiten Rz. 10 mit Nachw.

2.  Gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthaltsort der Ehegatten, Abs. 1 Nr. 2

                                                      15

Versagt die vorrangige Anknüpfung über Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB, ist nach Nr. 2 vorzugehen, wobei wiederum einer Rück- oder Weiterverweisung zu folgen ist. Berufen ist das Recht des Staates, in dem beide Ehegatten ihren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt haben. Dabei sind in erster Hinsicht objektive Merkmale maßgeblich, nämlich Dauer und Beständigkeit, "angesprochen ist jedenfalls der Ort, an dem eine Person den Schwerpunkt ihres Lebens gefunden hat, insbesondere in beruflichem und familiärem Zusammenhang«, also der Daseinsmittelpunkt, BGH, NJW 1975, 1068 und NJW 1993, 2048; OLG Schleswig, 1 U 67/02; zu weiteren Einzelheiten vgl. weiterhin Henrich, Int. Familienrecht, S. 32f. Subjektive Gesichtspunkte wie etwa der Wille, den Aufenthaltsort zum Lebensmittelpunkt zu machen, treten dagegen zurück oder spielen keine Rolle, BGH, NJW 1993, 2048. Als gewöhnlicher Aufenthalt gilt somit  der faktische Wohnsitz einer Person, der »auch durch zeitweilige Abwesenheit bei Rückkehrwillen nicht aufgegeben wird«, BGH, NJW 1975, 1068 und NJW 1993, 2048, etwa bei Internatsbesuch, sofern dadurch der Schwerpunkt der Bindungen nicht verändert wird, OLG Düsseldorf, FamRZ 1980, 728; zum auswärtigen Studienort vgl. auch Henrich, IPrax 1990, 59 und OLG Frankfurt, FamRZ 2009, 796. Andererseits begründet das zwangsweise Verbringen oder der erzwungene Aufenthalt dort nicht zwangsläufig einen gewöhnlichen Aufenthalt, etwa bei Strafhaft oder Kriegsgefangenschaft, dazu Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 10 mit Nachw. Mehrfacher gewöhnlicher Aufenthalt ist ausgeschlossen, da der Daseinsmittelpunkt auf einen einzigen Ort verweist, so Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 10 gegen BayObLGZ 1980, 52 und KG, FamRZ 1987, 603; zumindest Übergewichte müssen feststellbar sein, und für sie sollte der Maßstab aus Art. 14 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB entscheiden, Rz. 16 b, Allg. Teil/Finger, Rz. 19f. Umgekehrt kann eine Person überhaupt keinen gewöhnlichen Aufenthalt haben, dazu BGH, NJW 1993, 2048 (2049), wenn sie ständig wechselt. Jedenfalls ist der Begriff des gewöhnlichen Aufenthalts nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB nach deutschem Recht zu bestimmen, BayObLG, FuR 1994, 194; maßgeblich ist der »Schwerpunkt der Bindungen", so OLG Köln, FamRZ 1995, 172, zu Einzelheiten wiederum Allg. Teil/Finger, Rz. 19f.

16

Notwendig ist jedenfalls die feste Eingliederung einer Person in ihr soziales Umfeld, um so von einer gewöhnlichen Aufenthaltsnahme dort reden zu können, dazu auch OLG Schleswig, 1 U 67/02; somit sind eben letztlich doch und auch zeitliche Merkmale angesprochen. Praktisch hat sich eine Faustregel von (etwa) sechs Monaten für die Aufenthaltszeit herausgebildet, dazu OLG Hamm, NJW 1974, 1053; OLG München, FamRZ 1981, 389 und OLG Celle, FamRZ 1991, 1222; OLG Hamm, NJW 1992, 637. Ist allerdings der Aufenthalt von vornherein auf längere Dauer angelegt, kann er schon mit seinem Beginn als »gewöhnlich« angesehen werden, BGH, NJW 1993, 2048 (2049); OLG Hamm, FamRZ 1991, 1347, NJW-RR 1992, 711 und IPrax 1993, 105 sowie OLG Celle, FamRZ 1993, 95. Unbeachtlich sollte ein solcher Wille aber sein, wenn der Aufenthalt »unzulässig« ist, etwa wegen ausländer- oder fremdenrechtlicher Gründe, dazu OLG Karlsruhe, FamRZ 1990, 1351 und OLG Bremen, FamRZ 1992, 962; a.M. Spickhoff, IPrax 1990, 225 (227). Ist dagegen die soziale Integration im Inland abgeschlossen, ist ein (inländischer) gewöhnlicher Aufenthalt selbst dann gegeben, wenn (etwa) ein Asylverfahren nicht erfolgreich beendet werden kann, zu Einzelheiten LG Kassel, StAZ 1990, 170, weitere Nachw. bei Palandt/Heldrich, Art. 5 EGBGB Rz. 10; vgl. auch Baetge, Der gewöhnliche Aufenthalt im Internationalen Privatrecht, Tübingen 1994. Nach § 98 FamFG, früher §  606a ZPO (Nr. 2, 3 und 4), und nun nach den Bestimmungen der VO Nr. 2201/2003, die autonomes dt. Recht in ihrem Anwendungsbereich weitgehend verdrängt, dazu ausf. 8.2.2/Anhang, zur autonomen Auslegung insoweit Allg. Teil/Finger, Rz. 66, wird der gewöhnliche Aufenthalt vorrangig für die internationale Zuständigkeit des jeweils angerufenen Gerichtes in Ehesachen maßgeblich. Für das MSA/KSÜ führt der dort festgelegte Gleichlauf von Zuständigkeit inländischer Behörden/Gerichte und anwendbarem Recht bei gewöhnlichem Aufenthalt des Kindes im Inland zur Zuständigkeit der Gerichte ei uns und auch in der Sache zu deutschem Recht als Entscheidungsgrundlage, weitere Einzelheiten unten Rz. 73ff. (internationale Zuständigkeit) und – als Beispiel im Bereich des MSA – BGH, NJW 1997, 3024; OLG Celle, FamRZ 1993, 95; OLG Bamberg, NJW-RR 1997, 1090 und Soergel/Kegel, Vor Art. 19 EGBGB Rz. 43 Fn. 4 mit Nachw. sowie OLG Koblenz, FamRZ 1998, 756. Allerdings knüpft auch deutsches, autonomes Kollisionsrecht Rechtsbeziehungen zwischen Eltern und Kindern inzwischen an das Recht des gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes an, Art. 21 EGBGB. Ist der Ehemann nach wenigen Tagen Aufenthalts in Deutschland inhaftiert worden, ist seine Abschiebung nach Ende der Strafhaft angeordnet und hat die Ehefrau (US-Amerikanerin) nur eine bis zum Ende der Strafhaft ihres Mannes befristete Aufenthaltserlaubnis, sind dt. Gerichte für ein Ehescheidungsverfahren, das sie in der Zwischenzeit anstrengt, international nicht zuständig, OLG Koblenz, FamRZ 1998, 756 mit Anm. Gottwald, der bei langwährigem Inlandsaufenthalt bei Strafhaft auf die Gefahr hinweist, dass die Auffassung des OLG Koblenz zu einer generellen Rechtsschutzverweigerung führen könnte, so dass sich die Frage einer »Notzuständigkeit« bei abweichender Auslegung von § 98 FamFG, früher § 606a ZPO, stellt, dazu Nagel/Gottwald, Intern. ZPR, 4. Aufl. 1997, § 3 Rz. 91.
16a
Kann eine Partei mehrere gewöhnliche Aufenthaltsorte haben, vgl. zum Streitstand Rz. 15, ist für Art. 14 Abs. 1 Nr. 2 EGBGB erforderlich, dass sie ihren Aufenthalt gerade in dem Staat genommen hat, in dem auch der andere Ehegatte seinen (gewöhnlichen) Aufenthalt hat, MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 29. Sonst kann wesentlich werden,  dass ein Ehegatte in mehreren Staaten sein Leben tatsächlich führt, ohne dass festzustellen ist, wo er sich "im Wesentlichen" aufhält, Effektivität des gewöhnlichen Aufenthalts, zum mehrfachen gewöhnlichen Aufenthalt sonst, der gerichtliche Zuständigkeiten nach den Regeln der VO Nr. 2201/2003 jeweils für die Gerichte dort und damit mehrfach begründen kann, 8.2.2/Anhang Rz. 28. Dann kann auch die Rechtsanwendung wechseln bzw. unterschiedlich ausfallen, wenn sie über die gerichtl. Zuständigkeit bestimmt wird, weil dann jedes Gericht, das angerufen wird, nach seinen Regeln entscheidet, versteckte Rückverweisung, dazu Finger, FuR 2009, 181 und ausf. Voelker, FF 2009, 443, zur gemeinsamen Staatsangehörigkeit der Eheleute zu mehreren Mitgliedstaaten der europ. Gemeinschaft und in Auswirkung auf die gerichtl. Zuständigkeiten nach der VO Nr. 2201/2003 vgl. Rz. 9 und EuGH, FamRBint 2009, 72 mit Anm. Finger = FamRZ 2009, 1659 mit Anm. Henrich 1662. 
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Nicht notwendig ist, dass die Ehegatten in ihrem Aufenthaltsstaat zusammenleben oder sich sonst dort am selben 

(Wohn-)Ort aufhalten. Im Übrigen ist für jeden Partner sein (gewöhnlicher) Aufenthaltsort selbstständig zu bestimmen, da insoweit keine Abhängigkeiten bestehen, anders etwa § 11 BGB für den Wohnsitz des minderjährigen Kindes. Ausl. Bestimmungen, die für den Ehegatten (meist: die Ehefrau) solche Wirkungen festlegen, folgen wir nicht, Art. 6 EGBGB, zumindest dann, wenn ausreichender Inlandsbezug besteht.

18

Fehlt ein gemeinsamer gewöhnlicher Aufenthalt der Eheleute in einem Staat, kommt es darauf an, ob wenigstens einer von ihnen den früheren (gewöhnlichen) Aufenthaltsort beibehalten hat, der dann weiterhin das Ehewirkungsstatut bestimmt, Abs. 1 Nr. 2 Hs. 2. Anders ist allerdings zu entscheiden, wenn beide Partner ihren Aufenthaltsort verlassen haben, einer von ihnen später aber dorthin zurückgekehrt ist (kein »Beibehalten« des Aufenthaltsorts, so auch MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 30 und BGH, NJW 1993, 2048); in diesem Fall ist wiederum der allg. Anknüpfungsleiter auf ihren verschiedenen Stufen zu folgen, so dass, wenn keine weiteren Gemeinsamkeiten vorhanden sind, das "eigene" Recht des Ehegatten maßgeblich werden kann, der für Trennungsfolgen eine Anknüpfung sucht bzw. Scheidungsantrag stellt. Haben Eheleute ohne gemeinsame Staatsangehörigkeit geheiratet, dann aber einen gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt genommen den – vielleicht – einer von ihnen beibehalten hat, ist sein Aufenthaltsort aber nicht zu ermitteln, kann dt. Recht als Aufenthaltsrecht des Ast. Entscheidungsgrundlage werden, wenn das ursprünglich gemeinsame Aufenthaltsrecht entspr. zurückverweist, dazu AG Leverkusen, FamRZ 2002, 1484 für Kasachstan/Ukraine.

19

Wie sonst können die Gatten für ihre persönlichen Ehewirkungen eine Rechtswahl treffen, Art. 14 Abs. 2 und 3 EGBGB; diese Rechtswahl verweist dabei unmittelbar auf die jeweiligen Sachnormen, Art. 4 Abs. 2 EGBGB, so dass Rück- oder Weiterverweisung unbeachtlich ist.

20

Haben beide Ehegatten ihren ursprünglichen gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt verloren, ist vorbehaltlich einer Rechtswahl gem. Art. 14 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB anzuknüpfen.                  

3.  Gemeinsame engste Verbindung zu einer Rechtsordnung, Abs. 1 Nr. 3

                                                     21

Scheiden Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EGBGB für die Anknüpfung aus, wird Nr. 3 anwendbar. Voraussetzung ist allerdings, dass die Eheleute keine gemeinsame Rechtswahl getroffen haben, vgl. dazu schon Rz. 19. Dann folgen wir einer Rück- bzw. Weiterverweisung nicht, da dies dem Sinn der »generalklauselartigen Anknüpfung,« so Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 3 und 9, an die stärkste Beziehung widersprechen würde, die auf einer umfassenden Würdigung aller Umstände im Einzelnen beruht, a.A. KG, 3 UF 59/06 mit Nachw. - dt. IPR gibt in diesem Fall zu erkennen, dass die Suche nach der hilfsweise engsten Verbindung nur eine Notlösung ist, die nicht beanspruchen kann, einen besonders qualifizierten Sinn zu verwirklichen, so dass merkwürdig wäre, ausgerechnet bei der letzten Sprosse einer Anknüpfungsleiter, von der aus andere Rechtsordnungen von vornherein die lex fori berufen, auf der Anwendbarkeit eines fremden Rechts zu beharren, das selbst gar nicht angewendet werden will, dazu auch Kroppholler, § 24 II 2 a S. 170, zu den Auswirkungen bei der versteckten Rückverweisung insbesondere im ehelichen Güterrecht Art. 15 EGBGB Rz. 44, sonst Rz. 16a.  Für die Auslegung bietet der Gesetzestext sonst keine weiteren Hinweise. Noch im Reg.-E war ein Nachsatz angebracht, nämlich . . . »insbesondere durch den Verlauf der ehelichen Lebensgemeinschaft oder durch  den Ort der Eheschließung«, dazu BT-Drucks. 10/504 S. 9; vgl. zu Einzelheiten MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 35f. Doch wären mit einer solchen Fassung zu Unrecht Verkürzungen verbunden gewesen. Maßgeblich können eben 
auch die Herkunft der Eheleute werden, ihre gemeinsame Religionszugehörigkeit (mit jeweils auf sie bezogenen Rechtssystem, dazu MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 35f.), aber auch andere Merkmale, für die die Gesetzesbegründung immerhin Anhaltspunkte liefert: »Gemeinsame soziale Bindung der Ehegatten an einen Staat durch     Herkunft (im weiteren Sinn), Kultur, Sprache oder berufliche Tätigkeit. Gemeinsamer einfacher (nicht nur ganz vorübergehender) Aufenthalt der Ehegatten in einem Staat, (selbst) wenn keiner der Ehegatten sich mehr dort befindet, einer der Ehegatten aber diesem Staat angehört; dagegen in der Regel nicht die gemeinsame letzte Staatsangehörigkeit, wenn keiner der Ehegatten diesem Staat mehr angehört und dort keiner mehr seinen Aufenthalt hat, da sich beide dann vollständig von diesem Staat gelöst haben. Gemeinsame Verbundenheit durch objektiv feststellbare Zukunftsplanung beider Ehegatten, insbesondere im Hinblick auf Art. 15 Abs. 1 EGBGB; beabsichtigte Begründung einer gemeinsamen Staatsangehörigkeit (nicht nur eher zufälliger Zusatzerwerb der Staatsangehörigkeit des anderen Ehegatten durch Eheschließung als einer zweiten nicht-effektiven Staatsangehörigkeit kraft Gesetzes ohne Aufgabe der Bindung an den bisherigen Heimatstaat); beabsichtigte Begründung eines (ersten) gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts in einem Staat (erster ehelicher Wohnsitz), Ort der Eheschließung – der jedoch häufig zufällig gewählt ist (oder nicht einmal das), richtig MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 35f –, sofern dieser Aspekt durch die Staatsangehörigkeit, den gewöhnlichen Aufenthalt eines Ehegatten oder sonstige Momente gemeinsamer Verbindung verstärkt wird, also nicht als rein zufällig erscheint«, Beschlussempfehlung des Rechtsausschusses, BT-Drucks. 10/5632 S. 41 und ähnlich Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 10;  BGH, NJW 1993, 2048 (2049); Einzelheiten auch in der Stellungnahme aus dem Max-Planck-Institut, RabelsZ 47 (1983), 626, Basedow, NJW 1986, 2971 (2976), Henrich, Int. Familienrecht, S. 35 und BGH, FuR 1993, 291; BGH, NJW 1993, 2047 (nachträgliche Durchführung des Versorgungsausgleichs) und Dörr/Hansen, NJW 1994, 2456 (2457f.), vgl. auch OLG Celle, FamRZ 1998, 686 Hinweise kann auch die Teilnahme an Parlaments- oder an anderen Wahlen in einem Land geben oder andere politische oder gesellschaftlich engagierte Tätigkeiten, und auch Staatsangehörigkeit und gewöhnlicher Aufenthalt können zu berücksichtigen sein, soweit sie nicht bereits nach Abs. 1 Nr. 1 und/oder Nr. 2 zu einer verbindlichen Festlegung führen, zu Einzelheiten Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 10. Nur selten wird der Ort der Eheschließung maßgeblich, denn häufig ist er eher zufällig gewählt, zu Einzelheiten BGH, NJW 1993, 2049, doch entscheiden manche Staaten mit mehreren Teilrechtsordnungen nach ihm/ihr, so etwa die frühere Bundesrepublik Jugoslawien, dazu Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, C. VII. mit Nachw.; zur beabsichtigten Begründung eines gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalts in einem Staat, insbesondere als erster ehelicher Wohnsitz, OLG Köln, FamRZ 1998, 1590 (selbst wenn die Absichten dann im weiteren Verlauf nicht verwirklicht worden sind, zu Einzelheiten Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 10), vgl. im Übrigen Rz. 23. Im Rahmen von Nr. 3 kann auch die Staatsangehörigkeit eines oder beider Gatten oder sein/ihr gewöhnlicher Aufenthalt eine Rolle spielen, soweit diese Umstände nicht bereits nach Abs. 1 Nr. 2 bzw. zu einer Anknüpfung geführt haben, wenn diese Verbindungen weiter gepflegt werden und nicht ganz abgerissen sind, vgl. Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 10 mit Nachw. Selbst Zukunftspläne können maßgeblich sein. 
22

Dabei wird Art. 14 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB häufig besonders wichtig für die güterrechtliche Anknüpfung über Art. 15 Abs. 1 EGBGB; hier werden nämlich wegen der Fixierung auf den Zeitpunkt der Eheschließung – Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts, dazu Art. 15 EGBGB Rz. 44 – vielfach gerade die Zukunftspläne der Ehegatten wichtig, vgl. dazu Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 10 a.E. und Art. 15 EGBGB Rz. 19, wenn eine vorrangige Anknüpfung über Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EGBGB nicht möglich ist. Anders ist aber bei einer Anknüpfung über Art. 14 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB zu entscheiden (gemeinsame engste Verbindung), da insoweit die Annahme einer Rück- oder Weiterverweisung nach dem IPR des zunächst berufenen Staates dem Sinn der inländischen Vorschrift widersprechen würde, Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 9 und oben Rz. 21, und die Absichten für die Zukunft

–
schon für die Beurteilung der »engsten Beziehungen« zu einem Staat/einer Rechtsordnung maßgeblich sind oder

–
ohne jede Auswirkung bleiben, wenn die »engste Verbindung« nach anderen Gesichtspunkten hergestellt wird.

23

Führen alle Hinweise nicht weiter, kann auf die gemeinsame Verbindung zum Gerichtsstaat abgestellt werden, dazu MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 38 und ihm folgend Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 10; ebenso Spickhoff, JZ 1993, 336 (341), OLG Schleswig, IPrax 2006, 611. Der Umstand allein, dass für die Eheschließung bei einer Scheinehe in der Türkei türk. Recht anwendbar war und ein Beteiligter türk. Staatsangehöriger ist, rechtfertigt aber nicht die Anwendung türk. materiellen Rechts wegen besonders enger Verbindung der Parteien zur Türkei nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 3 EGBGB. Dabei könnte zu unterscheiden sein:
–
Die Eheleute aus einer gemischt-nationalen Ehe haben von vornherein keinen gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt gewählt, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 72ff.; dann könnte an den Ort der Eheschließung angeknüpft werden, aber dieser Ort wird häufig zufällig gewählt sein, oder an das Recht des Staates, in dem die Parteien die Flitterwochen verbracht haben (ebenso), schließlich und vor allem aber an das Recht am schlichten Aufenthaltsort beider Teile, der allerdings auch manchmal fehlen oder nicht festzustellen sein wird.

–
Nach ihrer Trennung haben die Eheleute, die in einem Drittland gelebt haben, ihren gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthalt aufgegeben, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 66f., wobei jeder in sein Heimatland zurückgekehrt ist. Maßgeblich bleibt das Recht des Drittlandes, in dem die Eheleute ihre Lebensgemeinschaft tatsächlich geführt haben, wobei eine Ausnahme für »Enklavesituationen« gelten soll, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 77; doch wird auch dann die Suche nach Gemeinsamkeiten schwierig werden, weitere Einzelheiten bei Spickhoff, JZ 1993, 336 (341). In dieser Lage wollen Spickhoff, JZ 1993, 336 (341) und Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 10 a.E. auf das Recht am Gerichtsort ausweichen, wenn andere, gemeinsame Anknüpfungsmerkmale nicht festzustellen sind, dagegen allerdings entschieden Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 81 mit dem Hinweis, dass eine Beziehung beider Gatten zum inländischen Forum fehle und die vorgeschlagene Anknüpfung auf eine einseitige Bevorzugung dt. Rechts hinauslaufe.

–
Jedenfalls versagt die Zusammenfassung der (vielleicht) beteiligten Rechtsordnungen zu »gemeinsamen Grundsätzen«, da solche Grundsätze – selbst wenn sie festzustellen sein sollten – keine handhabbaren Rechtsregeln liefern, richtig Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 77. 
-
Über das Ehewirkungsstatut aus Art. 14 EGBGB wird auch das Scheidungsstatut bestimmt, das zwar gleichfalls wandelbar ist, aber auf den Zeitpunkt der Zustellung des Scheidungsantrages abstellt und sich danach nicht mehr verändert,

–
und das Güterrechtsstatut, vgl. dazu Art. 15 EGBGB, wobei insoweit allerdings der Grundsatz zur Unwandelbarkeit zu beachten ist, denn mit der Eheschließung ist das Güterrechtsstatut in der Regel bereits festgelegt.
Ist eine Anknüpfung nach den üblichen Regeln nicht möglich, auch nicht über das Recht der sonstigen engsten Verbindung, kann eine Feststellung im Einzelnen unterbleiben, wenn sämtliche, vielleicht beteiligte Rechtsordnungen sich inhaltlich sonst nicht nennenswert unterscheiden, dazu AG Leverkusen, FamRZ 2006, 1385.
4.  Rechtswahl, Abs. 2 und 3
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a)  Gehört ein Ehegatte mehreren Staaten an, kann er mit dem anderen für die persönlichen Wirkungen in ihrer Ehe das Recht eines dieser Staaten wählen, dem auch dieser angehört, Art. 14 Abs. 2 EGBGB; dabei ist nicht entscheidend, dass die Verbindung zu dem »Wahlstaat« so eng ist, wie das Art. 5 Abs. 1 EGBGB für die effektive Staatsangehörigkeit verlangt. Art. 14 Abs. 3 EGBGB gibt also den Beteiligten die Befugnis, das Ehewirkungsstatut selbstständig festzulegen; ihre Wahl bleibt dann auch für Art. 15 EGBGB (eheliches Güterrecht) und Art. 17 EGBGB maßgeblich (Scheidungsrecht und Scheidungsfolgen), wenn insoweit nicht eine eigene, dann für den jeweiligen Bereich prägende Rechtswahl getroffen ist, zu Einzelheiten etwa bei der güterrechtlichen Rechtswahl vgl. Art. 15 EGBGB Rz. 34f. (sie reicht weiter), und nicht jeweils eigene Folgen zu beachten sind, etwa Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts, Art. 15 EGBGB Rz. 44.
24a

Die Zulässigkeit der Rechtswahl nach Art. 14 EGBGB richtet sich, wenn wir über sie zu urteilen haben, nach unseren Vorschriften, selbst wenn das (hypothetisch) gewählte Recht keine entsprechende Wahlmöglichkeit vorsieht oder die Wahl ausdrücklich verbietet, Börner, IPrax 1995, 309 (312); 1995, 309 (312), zu weiteren Einzelheiten "aus" dem gewählten Recht Rz. 36 f. Ist die vorgeschriebene Form nicht eingehalten, ist die Rechtswahl unwirksam, OLG Düsseldorf, FamRZ 1995, 932 (933); ausreichend ist allerdings, dass die Vorschriften des gewählten Rechts eingehalten sind, die auch für die Wahl selbst maßgeblich werden (können), Art. 11 EGBGB, dazu BGH, DtZ 1997, 288 (290), zu weiteren Einzelheiten Rz. 36.
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Wirkungen der Rechtswahl treten immer erst ein, wenn sie selbst zulässig geworden ist, also etwa bei späterem (nach der Eheschließung) Erwerb einer gemeinsamen Staatsangehörigkeit; doch kann die Wahl auch schon früher erfolgen, z.B. während der Verlobungszeit, und sie kann auch »vorsorglich« geschehen, etwa vor dem Wechsel in der Staatsangehörigkeit durch einen Ehegatten, dazu Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 11. Auswirkungen auf das Statut für Kinder aus der Verbindung hat die Rechtswahl dagegen nicht, vgl. dazu Art. 21 EGBGB und Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 11.

26

Dabei bezieht sich die Rechtswahl unmittelbar auf die für anwendbar erklärten Sachnormen, vgl. Art. 4 Abs. 2 EGBGB, nicht etwa auf die (sonstigen) Regeln des internationalen Privatrechts, so dass Rück- oder Weiterverweisungen nicht zu befolgen sind. Ist das gemeinsame Heimatrecht bereits Ehewirkungsstatut aus Art. 14 Abs. 1 EGBGB, scheidet seine zusätzliche Wahl über Art. 14 Abs. 2 EGBGB gerade mit dem Ziel, Rück- und Weiterverweisungen auszuweichen, dagegen aus, so aber Kühne, IPrax 1987, 69 (70), wie hier Lichtenberger, FS Ferid 1988, 269 (273).
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Die Rechtswahl aus Art. 14 Abs. 2 EGBGB endet nicht kraft Gesetzes, wenn die Ehegatten später eine gemeinsame, vielleicht sogar effektive Staatsangehörigkeit erwerben, wenn sie – oder einer von ihnen, der Mehrstaater war – Einstaater werden, ihr gemeinsames, wirksam zum Ehewirkungsstatut gewähltes Heimatrecht aufgeben oder aufgeben müssen und/oder sonst die Voraussetzungen für die Wahl nach Art. 14 Abs. 2 EGBGB für sie entfallen. Häufig verliert ein Ehegatte eben ohne eigenes Wissen und Zutun seine ursprüngliche Staatsangehörigkeit oder die sonst für ihn prägende Verbindung; deshalb, und das folgt den Parteivorstellungen, sind zwingende Auswirkungen auf das gewählte Ehewirkungsstatut nicht angebracht, die die Beteiligten gerade vermeiden wollten, vgl. dazu MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 42. Abs. 3 Satz 2 ist auf Abs. 2 jedenfalls nicht entsprechend anzuwenden, so aber Kühne, IPrax 1987, 69 (72); wie hier ausdrücklich Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 15, vgl. für Abs. 3 aber Rz. 33.

28

Fehlt eine gemeinsame Staatsangehörigkeit überhaupt, können die Ehegatten allenfalls nach Art. 14 Abs. 3 EGBGB vorgehen. Umgekehrt können Mehrstaater ihr Heimatrecht, das für sie oder einen von ihnen nicht effektiv ist, nur unter den Voraussetzungen aus Abs. 2 für sich wählen, deutlich MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 45f.; a.M. Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 13 mit Nachw.; vgl. im Übrigen gleich Rz. 30.

29

Durch erneute Rechtswahl können die Gatten ihr Ehewirkungsstatut nachträglich wieder ändern. Allerdings muss diese Wahl für sich zulässig sein. Doch können sich die Partner auch darauf beschränken, die früheren Wirkungen durch ausdrückliche Erklärung (lediglich) aufzuheben; dann erfolgt die Anknüpfung der persönlichen Ehewirkungen wie sonst (und ex nunc) nach den allg. Regeln, vgl. auch Rz. 34.

30

b)  Nach Art. 14 Abs. 3 EGBGB können die Eheleute (auch) das maßgebliche Sachrecht des Staates wählen, dem (nur) einer von ihnen angehört. Dabei sind folgende Voraussetzungen zu erfüllen:

–
Sind die Partner Mehrstaater, entscheidet vorrangig die effektive bzw. die deutsche Staatsangehörigkeit, dazu Art. 5 Abs. 1 EGBGB, wie hier MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 49; a.M. Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 10 unter Hinweis auf die Interessen der Parteien, ebenso Kühne, IPrax 1987, 69 (71); vgl. auch Wegmann, NJW 1987, 1740.

-

Doch sind die gesetzlichen Bestimmungen aber eindeutig. Nur Abs. 2 nimmt Art. 5 EGBGB aus, und in Abs. 3 fehlt eine entsprechende Ergänzung. Zudem formuliert Satz 1, dass (lediglich) das Recht »des« Staates (und damit: eines Staates) gewählt werden kann, dem ein Ehegatte angehört, und auch diese Regelung bezieht sich auf die effektive Staatsangehörigkeit. Schließlich können die Eheleute nicht einmal im unmittelbaren Anwendungsbereich von Art. 14 Abs. 2 EGBGB ein Recht wählen, das für keinen von ihnen »effektiv« ist, zutreffend MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rn. 19f., vgl. im Übrigen BT-Drucks. 10/504 S. 56.

–
Die Anknüpfung nach Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB nach den dort genannten obj. Grundsätzen muss ausscheiden; Nr. 2 und/oder Nr. 3 dürfen dagegen »an sich« erfüllt sein.

–
Sonst entscheidet Art. 14 Abs. 3 EGBGB alternativ; Rechtswahl nach dieser Bestimmung ist zulässig, wenn kein Ehegatte dem Staat angehört, in dem beide ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder wenn sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht in demselben Staat haben.

31

Abs. 3 Satz 1 Nr. 1 regelt damit »Gefällekonstellationen« in gemischt-nationalen Ehen, dazu BT-Drucks. 10/504 S. 56, für die die Gesetzesbegründung selbst ein Beispiel nennt, S. 56:

»Ein Franzose lebt (verheiratet) mit einer Belgierin in New York oder Riad, wir in der Bundesrepublik haben über die persönlichen Ehewirkungen zu entscheiden; dabei stehen sich die beiderseitigen Heimatrechte der Ehegatten nahe, sie weichen aber vom Aufenthaltsrecht stark ab. Nach Art. 14 Abs. 1 (EGBGB) wäre New Yorker oder saudisches Recht für diese Eheleute heranzuziehen; diesen misslichen Folgen können sie durch Abwahl des Aufenthaltsrechts ausweichen.« Hoffentlich haben sie daran auch gedacht.

32

Voraussetzung für Nr. 1 ist stets, dass kein Ehegatte dem Aufenthaltsstaat angehört, auch nicht durch eine nichteffektive Staatsangehörigkeit. Nichteffektives Heimatrecht können die Gatten allein über Abs. 2 wählen. Haben die Eheleute ihren gewöhnlichen Aufenthalt nicht in demselben Staat und ist eine vorrangige Anknüpfung über Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 EGBGB ausgeschlossen, kann über Abs. 3 Nr. 2 nur das effektive Heimatrecht eines von ihnen gewählt werden, während für das nichteffektive Heimatrecht (eines Mehrstaaters) Abs. 2 zuständig ist, zu diesen Unterscheidungen wiederum MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 45f.

33

Die Wirkungen der Rechtswahl aus Abs. 3 enden anders als bei Abs. 2 nach Satz 2 kraft Gesetzes, wenn die Eheleute eine gemeinsame Staatsangehörigkeit erlangen, die (bei Mehrstaatern) auch effektiv sein muss, a.A. Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 15; vgl. aber Art. 5 Abs. 1 Satz 1 EGBGB. Nun bestimmt sich das Ehewirkungsstatut für die Zukunft nach den sonstigen gesetzlichen Anknüpfungsregeln, also nach Abs. 1 Nr. 1, soweit die Voraussetzungen vorliegen, sonst nach Abs. 1 Nr. 2 und 3, und damit wird ex nunc auch eine Rück- oder Weiterverweisung nach Art. 4 Abs. 1 EGBGB beachtlich, a.A. Kühne, IPrax 1987, 69 (72). Bei einer nach Abs. 2 getroffenen Rechtswahl gilt diese Regelung allerdings nicht, da bei ihr schon im Zeitpunkt ihrer Vornahme die gemeinsame Staatsangehörigkeit der Ehegatten bestehen muss, für eine entsprechende Anwendung von Abs. 3 Satz 2 dagegen Kühne, IPrax 1987, 69 (72). BT-Drucks. 10/504 S. 57 entschied noch anders und wollte die Wirkungen an eine Aufhebungsvereinbarung der Gatten binden, dazu auch BT-Drucks. 10/5632 S. 41. Bei einem deutschen Partner soll im Falle der Mehrstaatigkeit und der fehlenden Effektivität der dt. Staatsangehörigkeit diese Verbindung ausschlaggebend sein, Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB, verfassungsrechtliche Bedenken bei MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB, Rz. 22 und 58; sein Vorschlag: verfassungskonforme Auslegung; die getroffene Rechtswahl soll maßgeblich bleiben, wenn die dt. Staatsangehörigkeit lediglich die nichteffektive Staatsangehörigkeit ist, dort Rz. 58 a.E. Hat ein Ehegatte enge Beziehungen zu zwei oder mehreren Ländern, ohne dass Übergewichte feststellbar sind, kann ihm (wohl) überhaupt keine effektive Staatsangehörigkeit zugeordnet werden, so dass auch in diesem Fall deutsches Recht als Recht des gewöhnlichen Aufenthaltsorts in entsprechender Anwendung von Art. 5 Abs. 2 EGBGB heranzuziehen ist, OLG Frankfurt, NJW-RR 1995, 139.

34

Im Übrigen endet die frühere Rechtswahl kraft Parteiwillens bei erneuter, zulässiger Rechtswahl durch die Eheleute. Beschränkt sich die spätere Maßnahme auf die schlichte Aufhebung der (ersten) Vereinbarung, sind die persönlichen Ehewirkungen wiederum ex nunc nach den allg. Regeln anzuknüpfen. Folglich werden Rück- und Weiterverweisung beachtlich, anders Kühne, IPrax 1987, 69 (72), dazu schon Rz. 29. Im Übrigen können die Parteien ihren Absprachen Rückwirkung beimessen, zumindest für einen Zeitraum, in dem die Voraussetzungen aus Art. 14 Abs. 2, 3 EGBGB selbst vorgelegen haben, zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 153 (mit Nachw.). Rechtspositionen Dritter müssen allerdings geschützt werden; deshalb können sie nach Günstigkeitsprinzipien auswählen, ob sie sich auf das gewählte Ehewirkungsstatut berufen wollen, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 154; zu den Besonderheiten der vereinbarten Rückwirkung für die Zeit nach Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags dort Rz. 155f.

35

c)  Mit ihrer Rechtswahl wählen die Parteien das für die allg. Ehewirkungen maßgebliche Recht, das dann auch für andere Teilbereiche wie eheliches Güterrecht und Recht der Scheidung und der Scheidungsfolgen bestimmend werden kann, aber nicht durch die Erklärungen der Eheleute sondern die sonst üblichen gesetzlichen Anordnungen. Im Übrigen bezieht sich die Rechtswahl zwingend auf die maßgeblichen Sachnormen, Art. 4 Abs. 2 EGBGB. Doch können die Gatten im Ehegüterrecht auch selbstständige Vereinbarungen treffen, dazu Art. 15 Abs. 2 EGBGB. Liegt sonst eine güterrechtliche Absprache vor, die nicht völlig eindeutig als Rechtswahl auszulegen ist, ist in einem Vertrag nach Art. 14 Abs. 2 und 3 EGBGB genau festzulegen, ob die güterrechtlichen Wirkungen der Ehe ebenfalls betroffen sein sollen oder nicht. Im Übrigen sind die Vereinbarungen über die persönlichen Ehewirkungen umfassend; einzelne Befugnisse oder Verpflichtungen können daher nicht herausgegriffen werden, um sie je gesondert anzuknüpfen. Kollisionsrechtl. Vereinbarungen etwa allein zum »Scheidungsstatut« sollen dagegen nicht zulässig sein, wobei aber zunächst Auslegungsarbeit vorzunehmen ist und viel für die Variante spricht, die den Absprachen zu ihrer rechtlichen Wirksamkeit verhilft, zu Einzelheiten Art. 17 EGBGB Rz. 25.

36

d)  Die vertragliche Einigung unter den Eheleuten richtet sich nach dem Recht des Staates, dessen Vorschriften für die persönlichen Ehewirkungen gerade gewählt werden sollen – kein Zirkelschluss, sondern hypothetische Anknüpfung, so MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 57 und BGH, DtZ 1997, 288 (290). Betroffen sind dabei Fragen der Geschäftsfähigkeit, der Vertretungsbefugnis u.ä. Die maßgeblichen Erklärungen können auch stillschweigend abgegeben werden, BayObLG, FuR 1995, 324; BayObLG, FamRZ 1998, 1594 (für einen nach syrischem Recht vor einem sharia-Gericht geschlossenen und beurkundeten Ehevertrag) sowie Börner, IPRax 1995, 309. Notwendig ist allerdings, dass beide Ehegatten nicht nur Handlungen vorgenommen haben, die den Schluss auf einen bestimmten Rechtsfolgewillen zulassen, sondern dass sie auch die Umstände kannten, die ihre Handlung als Ausdruck dieses Rechtsfolgewillens erscheinen lassen oder sie bei Anwendung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt wenigstens hätten erkennen und vermeiden können, dass ihre Äußerungen nach Treu und Glauben und der Verkehrssitte als Willenserklärung »in Richtung einer Rechtswahl« aufgefasst werden durften und der Empfänger sie tatsächlich auch so verstanden hat, dazu BGHZ 109, 171 (177) und BayObLG, IPrax 1995, 324 (326); wesentlicher enger Börner, IPrax 1995, 309 (313) – für die Rechtswahl im Familienrecht sind Besonderheiten festzustellen; da das Aufeinanderprallen von unterschiedlichen kulturellen, sprachlichen und rechtlichen Prägungen der Ehepartner für gemischt-nationale Ehen fast symptomatisch ist, wäre es kaum möglich, den »Empfängerhorizont« der Beteiligten oder die Sorgfalt des Erklärenden, mit der dieser die Bedeutung des Erklärungsverhaltens gegenüber dem Erklärungsempfänger hätte erkennen können, in der üblichen, typisierenden Weise zu objektivieren, so dass Verkehrssitten und Treu und Glauben in noch geringerem Umfang als im internationalen Schuldvertragsrecht tragfähige Auslegungsmaßstäbe sind.

37

e)  Für die Form enthält Art. 14 Abs. 4 EGBGB eine eigene Bestimmung. Danach bedarf die Rechtswahl der notariellen Beurkundung. Wird sie nicht im Inland vorgenommen, genügt, wenn sie den Formerfordernissen für einen Ehevertrag nach dem gewählten Sachrecht oder am Ort der Rechtswahl entspricht, Satz 2, zu weiteren Einzelheiten Wegmann, NJW 1987, 1740 (1741) und Lichtenberger, FS Ferid 1988, 269 (270), und für sonstige Wirksamkeitserfordernisse gilt die lex fori, dazu Börner, IPrax 1995, 313. Abs. 4 wird auch für einen späteren, sonst zulässigen Aufhebungsvertrag maßgeblich.
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Die Eheschließungsform kann für Art. 14 Abs. 4 EGBGB ausreichen, aber nur dann, wenn nach dem Formsstatut durch Ehevertrag  individuelle Regelungen über Ehewirkungen oder die Scheidung getroffen werden und getroffen werden dürfen und die Rechtswahl gerade aus diesen Vereinbarungen hervorgeht; die Wahl eines bestimmten »Eheschließungsritus« genügt dabei nicht, zu weiteren Einzelheiten Börner, IPrax 1995, 309 (312). Qualifiziert das Formstatut Eheverträge als gewöhnliche Schuldverträge, reicht die für sie zu beachtende Form allerdings nicht aus, und Formlosigkeit genügt nur dann für Art. 14 Abs. 4 EGBGB, wenn sie im Formstatut ausdrücklich für die als eine besondere Art von Rechtsgeschäften qualifizierten Eheverträge vorgeschrieben oder wenigstens zugelassen wird, Börner, IPrax 1995, 309 (312), offen BayObLG, FamRZ 1998, 1594. Deshalb stellt auch der vor einem sharia-Gericht beurkundete Ehevertrag (in Syrien) einen passenden Rahmen dar, der für die Rechtswahlerklärung vorgeschriebenen Form aus Art. 14 Abs. 4 Satz 2 EGBGB, dazu BayObLG, FamRZ 1998, 1594, wenn er eine Vereinbarung über den gemeinsamen Wohnort, über die Morgengabe und das anzuwendende Recht enthält, weil er eben als Ehevertrag wirksam ist; zu Besonderheiten bei der güterrechtl. Rechtswahl – Auslandsrecht hält für güterrechtl. Vereinbarungen andere und "mildere" Formvorschriften bereit als für den Abschluss eines Ehevertrages – Art. 15 EGBGB Rz. 28 a f. und Kleinheisterkamp, IPrax 2004, 399 (400).

C.  Zeitpunkt der Anknüpfung

1.  Wandelbare Anknüpfung

                                                   38

Art. 14 EGBGB legt für das Ehewirkungsstatut keinen bestimmten Zeitpunkt fest; damit gelangt das jeweilige Heimat-, Aufenthalts- oder Wahlrecht zur Anwendung, wenn eine gerichtl. Auseinandersetzung anhängig wird oder die Parteien ihre Wahl treffen . Im Gegensatz dazu verweist (etwa) Art. 15 Abs. 1 EGBGB für die güterrechtlichen Rechtswirkungen in der Ehe auf das Recht der persönlichen Ehewirkungen bei der Eheschließung. Art. 14 EGBGB ist folglich wandelbar, so dass während der Ehe ein Statutenwechsel eintreten kann, während Art. 15 EGBGB von der Unwandelbarkeit des Güterrechtsstatuts ausgeht, zu weiteren Einzelheiten dort Rz. 44. Die Eheleute sollen eben für ihre persönlichen Beziehungen dem Recht unterworfen sein, das für sie jeweils prägend ist. Veränderungen des Ehewirkungsstatuts bleiben für andere Ausschnitte folgenlos, die ihrerseits wiederum an Art. 14 EGBGB anschließen (Ausstrahlung), zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 112, wenn nicht auch dort das Statut wandelbar ist, bei uns also etwa für das eheliche Güterrecht. Der Gefahr, dass ein Ehegatte durch seine Handlungen allein eine Veränderung des Ehewirkungsstatuts bewirken kann, beugen Art. 14 Abs. 1 Nr. 1 und 2 EGBGB vor; endgültige Rechtsfolgen treten erst ein, wenn zuvor (auch) der andere Teil die ursprünglich gemeinsame Staatsangehörigkeit oder den gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltsort aufgegeben hat, zu Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 47, oder ein sonst maßgeblicher Wechsel der Anknüpfungsvoraussetzungen auf beiden Seiten erfolgt ist, vgl. dazu Rz. 10 und 18, 39.

2.  Statutenwechsel
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a)  Für die persönlichen Ehewirkungen wechselt die Anknüpfung – bei Nr. 1 –, wenn ein Ehegatte die gemeinsame Staatsangehörigkeit aufgibt und der andere nachfolgt, wobei für ausländische Mehrstaater die effektive Staatsangehörigkeit maßgeblich wird. Bei dt. Ehegatten mit mehrfacher Staatsangehörigkeit gilt Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB, Vorrang der dt. Staatsangehörigkeit; verfassungskonforme Auslegung (keine Privilegierung insoweit, wenn die dt. Staatsangehörigkeit nicht gleichzeitig effektiv ist) ist allerdings zumindest erwägenswert, zu den Folgen dann MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 22 und 59f. sowie oben Rz. 9. Bei Nr. 2 tritt ein Statutenwechsel ein, wenn ein Ehegatte den gemeinsamen gewöhnlichen Aufenthaltsort verlässt und sich der andere anschließt, unabhängig davon, ob einer von ihnen später zurückkehrt. Verliert (nur) ein Ehegatte die gemeinsame Bindung aus Nr. 3 zu einem Staat, kann insgesamt die Anknüpfung der persönlichen Ehewirkungen zu ändern sein. Anders als in Nr. 1 oder 2 stellt Nr. 3 nicht auf eine ursprünglich bestehende, dann einseitig fortwirkende und noch maßgebliche Verbindung zu einer bestimmten Rechtsordnung ab. Vielmehr ist insgesamt eine Neubewertung vorzunehmen. Ändern die Eheleute gemeinsam die für die Anknüpfung aus Art. 14 EGBGB entscheidenden Merkmale, ändert sich das Ehewirkungsstatut in diesem Zeitpunkt; zur Effektivität der (dt.) Staatsangehörigkeit und zu den Besonderheiten aus Art. 5 Abs. 1 Satz 2 EGBGB für deutsche Doppelstaater vgl. im Übrigen oben Rz. 9 mit Nachw.

39a

Für Flüchtlinge und anerkannte Asylberechtigte ist dt. Recht Personalstatut, Genfer Konvention. Ist nur einer von ihnen entspr. berechtigt, haben aber beide eine gemeinsame Staatsangehörigkeit, ist dieser »Wechsel« anders als sonst aus unserer Sicht beachtlich, so LG München I, NJW 1997, 1354 (für den Iran); gibt ein Gatte dann seinen Flüchtlingsstatus nachträglich auf, bleibt dt. Personalstatut als letztes gemeinsames Merkmal erhalten, OLG Karlsruhe, FamRZ 1996, 1146, und haben beide in Deutschland geheiratet und hier gelebt, kann dt. Recht als Aufenthaltsrecht zur Anwendung kommen, OLG Köln, FamRZ 1999, 1517. Unter Günstigkeitsgesichtspunkten, vgl. Art. 12 Genfer Konvention, kann aber auch Heimatrecht – oder Recht eines Zwischenstaates, vgl. dazu für eine Ehe von Afghanen im Iran, StAZ 2001, 115 – eine Rolle spielen, denn erworbene Rechte sind zu erhalten, vgl. Jayme, IPrax 1984, 115 und OLG Düsseldorf, StAZ 1989, 282. 
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b)  Veränderungen bei Art. 14 EGBGB wirken sich sonst nur aus, wenn sie während der Ehe eintreten, auch wenn sie gerade bei und durch die Eheschließung ausgelöst werden; allerdings wird die durch die Heirat erworbene Staatsangehörigkeit kaum effektiv sein, zu weiteren Einzelheiten Rz. 9. Merkmale, die für einen Ehegatten vor der Heirat von Wichtigkeit waren, bleiben dagegen ohne Bedeutung.

41

c) Der vorgesehene Statutenwechsel entfaltet seine Wirkungen erst für die Zukunft und damit ex nunc. Selbst in einem laufenden Gerichtsverfahren können daher unterschiedliche Anknüpfungen notwendig werden, dazu MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 71f.

42

Den Schutz gutgläubiger, dritter Geschäftspartner übernimmt Art. 16 Abs. 2 EGBGB.

D.  Persönliche Ehewirkungen

1.  Gegenstandsbereich, Qualifikation

                                                     43

Art. 14 EGBGB betrifft den sachlichen Bereich »persönliche Ehewirkungen«. Oft wird die Einordnung in das deutsche materielle Recht die Antwort auf einzelne Streitfragen erleichtern. Bei Einrichtungen, die dem dt. Recht fremd sind, ist zu unterscheiden, ob sie dem persönlichen Bereich in der Ehe und der Aufgabenverteilung unter den Gatten festlegen oder eine andere Ausprägung aufweisen, weitere Einzelheiten oben Rz. 7 und 8. Die notwendige Qualifikation – dazu Allg. Teil/Finger, Rz. 67f. – ist weder stets nach der lex fori vorzunehmen, noch hat sie – grundsätzlich – der lex causae zu folgen (anwendbares Sachrecht), obwohl von vornherein viel für ein entsprechendes Übergewicht dieser Rechtsordnung spricht. Maßgeblich wird vielmehr der jeweilige Zweck der einzelnen Kollisionsnorm, wobei die »individuellen, sozialen und funktionalen Bezüge« ihre eigene Rolle spielen, vgl. dazu Rz. 3 und Allg. Teil/Finger, Rz. 67f. mit Nachw. Kommt ausländisches Recht zur Anwendung, ist auch entscheidend, wie sich die berufene ausländische Vorschrift selbst versteht; dabei wandert der Blick hin und her zwischen der nach ausländischem Recht berufenen Qualifikationsnorm und der ausländischen Sachnorm, wie das MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 77 anschaulich beschreibt, dazu auch Allg. Teil/Finger, Rz. 71f. Tritt Normenmangel, Normenwiderspruch oder Normenfremdheit auf, sind Ergänzungen nach den allg. Grundsätzen (Anpassung; Angleichung) auch für die persönlichen Ehewirkungen vorzunehmen, wobei Art. 6 EGBGB mit seinen ordre public-Geboten stets eine Grenze bildet, zu weiteren Einzelheiten Allg. Teil/Finger, Rz. 71f.; andererseits sollten entsprechende Korrekturen gerade bei statusverändernden Rechtsakten (etwa Ehescheidung) nur ausnahmsweise und mit besonderer Vorsicht erfolgen, denn wir müssen die Anerkennung der von uns getroffenen Entscheidung im Ausland sicherstellen, um hinkende Rechtsverhältnisse zu vermeiden.

44

Schließlich kann eine »Ehewirkung« an die Ehe selbst gebunden, aber auch von besonderen güterrechtlichen – oder anderen – Vorentscheidungen abhängig sein. Beispiel: eheliche Verfügungsbeschränkungen, bei uns etwa §§ 1365 oder 1369 BGB. Dann kann Art. 15 EGBGB zur Anwendung gelangen, Doppelqualifikation, und endgültig hängt die Einordnung davon ab, welcher Bereich vorrangig betroffen ist. Im Beispiel: Für allg. Verfügungsbeschränkungen der Gatten nach der Eheschließung ist Art. 14 EGBGB berufen, während andere, die sich aus den güterrechtl. Beziehungen oder dem für die Ehegatten bestimmten Güterstand ableiten, nach Art. 15 EGBGB zu beurteilen sind. Gänzlich überzeugend ist diese Unterscheidung für die angesprochenen Verfügungsbeschränkungen aber nicht in jeder Hinsicht, dazu unten Rz. 62 und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 321.
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Vorfragen sind nach dem Bestehen der Ehe für Art. 14 EGBGB wie sonst selbstständig anzuknüpfen, dazu Rz. 4 mit Nachw. und Allg. Teil/Finger, Rz. 77f.; zu weiteren Einzelheiten MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 116f.; vgl. im Übrigen OLG Hamm, NJW-RR 1993, 838, allerdings für Art. 25 EGBGB. Ist eine im Inland formgültig geschlossene Ehe nach dem Heimatrecht eines Ehegatten als Nichtehe anzusehen, etwa wegen der dort zwingend vorgeschriebenen Mitwirkung eines Geistlichen, bestimmen sich die persönlichen Ehewirkungen einer solchen hinkenden Ehe für uns aus dem nach Art. 14 EGBGB berufenen Recht, Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 17, KG, NJW 1963, 51 und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 52, weitere Nachw. bei Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 17. Die fehlende ausländische Anerkennung dieser Ehe ist im Inland unbeachtlich, zu Mehrehen bei uns, die nach ausl. Recht wirksam sind, bei uns aber nicht geschlossen werden dürften, wenn die Eheschließung in Deutschland erfolgen sollte, und ihren Folgen Finger, FuR 2008, 419.
45a

Ist eine Ehe unter Verletzung inländischer Formvorschriften geschlossen worden, ist sie im Inland als Nichtehe ohne unmittelbare Rechtswirkungen. Im Ausland mag sie wirksam sein, Beispiel OLG Köln, FamRZ 1994, 891. Gleichwohl kann auch diese Verbindung Folgen entfalten, vgl. bei uns § 1318 BGB. So kann etwa das für beide Partner geltende Recht die Nichtehe der Ehe gleichstellen. Diese Entscheidung ist bei uns zu beachten, ohne dass Art. 6 GG unter Gesichtspunkten des inländischen ordre public (Verbot der Gleichstellung von Ehe und Nichtehe) entgegensteht. Vor allem aber kann die ausländische Regelung für Vorfragen in anderem Zusammenhang bei uns heranzuziehen sein, etwa im Unterhaltsrecht, zu Einzelheiten MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 134.

45b

Selbst im Inland kann eine »hinkende Ehe« Rechtswirkungen haben, dazu OLG Köln, FamRZ 1994, 891 – verstirbt (etwa) ein Ehepartner einer bei uns geschlossenen, wegen der fehlenden Mitwirkung des Standesbeamten nur nach (im Beispiel) englischem Recht, nicht aber nach deutschem Recht wirksamen Ehe, verstößt die Eintragung im Sterbebuch mit dem Zusatz, der Verstorbene sei nicht verheiratet gewesen, gegen Art. 6 Abs. 1 GG, wobei selbst der Eintrag geboten sein kann, der Verstorbene sei verheiratet gewesen, wenn die Wirksamkeit der Ehe zumindest in einem Ausland ohne weiteres feststellbar und die Gemeinschaft als Ehe gelebt worden ist, ebenfalls OLG Köln, FamRZ 1994, 891 (892); dazu Hepting, IPrax 1994, 355; ausführlich zu diesen Punkten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 13 EGBGB Rz. 267ff. und (für Rentenfragen) 532ff.; aus der Eheschließung eines griechisch-orthodoxen Geistlichen ohne entspr. Trauungserlaubnisse und ihre Folgen in Deutschland vgl. BGH, IPrax 2004, 438 und Mäsch, IPrax 2004, 421.
46

Auch die persönlichen Nachwirkungen aus einer bereits rechtskräftig geschiedenen Ehe sind Art. 14 EGBGB zu entnehmen, soweit nicht Art. 17 EGBGB einschlägig/vorrangig ist, dazu BGH, FamRZ 1984, 464 (466); das gilt insbesondere für Auskunftsansprüche, die die Durchsetzung weiterer Forderungen auf Unterhalt oder aus güterrechtl. Verbindung vorbereiten sollen, Einzelheiten bei Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 17.

2.  Einzelne persönliche Ehewirkungen

                                                     47

a)  Das Recht, die Herstellung der ehelichen Lebensgemeinschaft zu fordern oder zu verweigern, beurteilt sich aus Art. 14 EGBGB, dazu BGH, NJW 1976, 1028, auch wenn seine gerichtliche Verfolgung der Vorbereitung eines Scheidungsverfahrens dient (also nicht: Art. 17 EGBGB, unrichtig daher OLG München, FamRZ 1986, 807). Lässt das berufene ausländische Recht ein Herstellungsverlangen nicht zu, verstößt diese Entscheidung allerdings nicht gegen den inländischen ordre public. Auch § 1353 Abs. 1 BGB ist insoweit eher umstritten, vgl. dazu AK/Lange-Klein, § 1353 BGB Rz. 12 und Wacke, FamRZ 1977, 505 (507 – Anachronismus, auffällige Inkonsequenz), Finger, Familienrecht, S. 109, ohne Vorbehalte allerdings Palandt/Brudermüller, § 1353 BGB Rz. 3 mit Nachw.; wie hier Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 18. Dagegen tritt Art. 6 EGBGB einer Regelung in den Weg, die den materiellen Herstellungsanspruch mit unmittelbaren oder mittelbaren Realisierungsbefugnissen – in der Zwangsvollstreckung, etwa nach Art von § 888 Abs. 2 ZPO – ausstattet, weil grundlegende Freiheitsrechte berührt sind, zutreffend Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 18; ebenso schon KG, JW 1936, 2470. Art. 6 EGBGB ist nicht betroffen, wenn das berufene ausländische Recht mit seinen Anforderungen an eheliche Verbindlichkeiten sonst hinter unseren Maßstäben zurückbleibt oder durchsetzbare Verpflichtungen gar nicht kennt. Elwan, Brühler Schriften zum Familienrecht Band 9, S. 72 hält ein Herstellungsverlangen einer (zweiten) Ehefrau aus einer ausländischen Ehe für unzulässig, wenn sie sich im Inland auf ihren »polygamen Status« beruft, um bei dt. Gerichten die Fortsetzung der ehelichen Lebensgemeinschaften einzuklagen, ordre public; vgl. auch Art. 13 EGBGB Rz. 57; zu den rentenrechtlichen Folgen (auch im Versorgungsausgleich) bei ausl. Mehrehen vgl. Art. 17 EGBGB Rz. 106 mit Nachw.
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Ebenfalls nach Art. 14 EGBGB ist die Frage zu beantworten, welche Folgen ein Verstoß gegen die festgelegten ehelichen Pflichten auslöst, ob Eheschutzmaßnahmen beantragt werden können oder ob die Pflichtverletzung klaglos und damit rechtlich folgenlos bleibt, so MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 79. Spielen tatsächliche Abläufe während bestehender Ehe für das Scheidungsverfahren eine Rolle, kommt Art. 17 EGBGB zur Anwendung und legt fest, ob die Ehe geschieden werden kann oder nicht. Auskunftspflichten zur Vorbereitung vielleicht bestehender Forderungen sind dem Ehewirkungsstatut zu entnehmen. Bei güterrechtlicher Prägung gilt allerdings Art. 15 EGBGB, und nur für das Scheidungsverfahren und seine unmittelbaren Folgen ist über Art. 17 EGBGB anzuknüpfen, vgl. schon Rz. 44. Dienen die Auskünfte der Vorbereitung von Unterhaltsforderungen, sind unterhaltsrechtl. Regeln maßgeblich, vgl. dazu die Bestimmungen des Haager Protokolls, die Art. 18 EGBGB ersetzt haben, vgl. 6.10B und 8.4.2.1/Anhang Rz. 68c 4 ff. und 68c 19 f.
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Aus Art. 14 EGBGB ist schließlich zu entnehmen, welche sonstigen Sanktionen für eheliches Fehlverhalten zu verhängen sind. Im Scheidungsverfahren und für seine unmittelbaren Folgen greift dagegen wiederum Art. 17 EGBGB ein. Wie sonst richtet Art. 6 EGBGB aber Hürden auf. Deshalb ist nicht jede Verkürzung vermögensrechtlicher Rechtspositionen nach ausl. Regeln bei uns zu verwerfen. Schließlich belegen auch wir treulose Eheleute ebenfalls in Teilbereichen mit Einbußen oder gänzlichen Ausschlüssen, vgl. dazu §§ 1579 und 1361 Abs. 3, 1381 BGB als Beispiele.

50

Für die interne Aufgabenverteilung in der Ehe – Haushaltsführung und Erwerbstätigkeit – ist ebenfalls Art. 14 EGBGB zuständig. Art. 17 EGBGB greift dagegen ein, wenn zu klären ist, ob die Verletzung der zugewiesenen Aufgaben durch einen Gatten die Scheidung der Ehe nach sich ziehen kann oder folgenlos bleibt. Beschränkt die berufene ausländische Rechtsordnung einen Partner in seinen Entfaltungsmöglichkeiten, wenn sie etwa seine Berufs- oder Erwerbstätigkeit an die Zustimmung des anderen Teils oder an sonstige Voraussetzungen bindet, greift Art. 6 EGBGB (inländischer ordre public) ein, unsicher und mit Ausnahmen MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 95: sachliche Gründe können im Einzelfall ein solches Ergebnis rechtfertigen, etwa wenn die Frau – warum sie? warum nicht der Mann? – ohne Vernachlässigung ihrer ehelichen Verpflichtungen keine Erwerbstätigkeit ausführen kann, vgl. für das Verhältnis zum Iran 5.4 Rz. 44 mit Nachw., aber diese Unterscheidung überzeugt nicht, Abs. 1 GG.
51

Auch die Pflichten eines Gatten zu ehelichem Beistand und zur Hilfeleistung für den anderen sind nach Art. 14 EGBGB zu beurteilen, dazu BGH, NJW 1976, 1588 (1589). Art. 14 EGBGB bestimmt zudem über Verpflichtungen – und Ansprüche – zur Zahlung von Beträgen zur freien Verfügung des anderen Ehegatten (Taschengeld), zu Einzelheiten – insbesondere nach schweiz. Recht – vgl. Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 271, allerdings mit einer unterhaltsrechtlichen Qualifikation zumindest dann, wenn »ein eigener finanzieller Spielraum zur selbstständigen Erfüllung elementarer Bedürfnisse« geschaffen werden soll.

52

Verfahrensrechtliche Einzelheiten sind wie stets nach der lex fori zu beurteilen; vgl. im Übrigen unten Rz. 73ff.
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b)  Art. 14 EGBGB bestimmt weiterhin über das Recht eines Ehegatten zum Getrenntleben, wobei über die verfahrensrechtliche Ausgestaltung und die Durchsetzung seiner Befugnisse dabei die lex fori entscheidet. Dagegen untersteht die Klage auf Trennung von Tisch und Bett als Vorstufe zum Scheidungsverfahren Art. 17 EGBGB, dazu BT-Drucks. 10/504 S. 60; BGH, NJW 1967, 2109 und unten Art. 17 EGBGB Rz. 60ff.; MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 93; zur Trennung von Tisch und Bett nach poln. Recht (seit 16. 12. 1999) Gralla, StAZ 2000, 42; zum poln. Ehefähigkeitszeugnis Janowski, StAZ 2000, 233.

54

c)  Dem aus Art. 14 EGBGB berufenen Ehewirkungsstatut sind schließlich (materiell-rechtliche) Einzelheiten für Art und Umfang von Unterlassungs- und Schadensersatzansprüchen bei Ehestörungen zu entnehmen, soweit sich diese Ansprüche gerade gegen den anderen Ehegatten richten, MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 84. Bekanntlich versagt der BGH nach dt. materiellem Recht entsprechende Forderungen, BGH, NJW 1990, 706 als Beispiel. Art. 6 EGBGB steht allerdings nicht im Wege, wenn ausl. Recht zu anderen Ergebnissen führt; auch im Inland ist die vom BGH eingenommene Position höchst umstritten, Nachw. bei Palandt/Thomas, § 823 BGB Rz. 18. Art. 17 EGBGB ist im Übrigen maßgeblich, wenn ein Gatte Ersatz als Scheidungsfolge verlangt.

54a

Soll der außenstehene Ehestörer in Anspruch genommen werden, ist das allg. Deliktsstatut berufen (Deliktsort: Ort der Ehestörung oder Wohnsitz des hintergangenen Ehegatten, zu Einzelheiten Jayme, Die Familie im Recht der unerlaubten Handlung, S. 320), vgl. zu weiteren Einzelheiten – Verpflichtung, Ehestörungen zu unterlassen – OLG Hamm, NJW-RR 1998, 1542.

55

d)  Zu den allg. Ehewirkungen gehören Entscheidungs-, Bestimmungs- und Eingriffsrechte eines Ehegatten für den und gegenüber dem anderen, also etwa für Wohnsitz und Aufenthalt, als Kündigungsbefugnisse für ein ohne seine Zustimmung eingegangenes Arbeitsverhältnis, aber auch Stichentscheide, wenn sich die Partner nicht einigen können, oder der Entzug der Vertretungsmacht; zum Stichentscheid des Vaters nach türkischem Sorgerecht BGH, NJW-RR 1992, 579 – unwirksam, Art. 6 EGBGB, aber in der Zwischenzeit nach der Reform ab 1. 1. 2002 ohnehin außer Kraft getreten, dazu Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2002, 187. Wie weit ausländische Vorstellungen und Wertungen bei uns eine Rolle spielen (können), ist zwar im Ausgang unklar, zu Einzelheiten Ehringsfeld, KJ 1996, 271. Doch sind die dortigen Regeln in ihrer sonst üblichen Anwendung insbesondere auf (mögliche) Verfassungsverstöße zu überprüfen, die für uns den Maßstab bilden und, wenn sie für uns nicht hinnehmbar erscheinen, zu verwerfen, dazu etwa Art. 3 Abs. 2 GG (Gleichberechtigung) und Art. 6 GG (Schutz von Ehe und Familie), dazu Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 55, vgl. auch Allg. Teil/Finger, Rz. 95 und 96. Ohnehin greift für Rechte und Pflichten bei der Betreuung gemeinschaftlicher Kinder Art. 21 EGBGB ein, soweit nicht die Bestimmungen des MSA vorrangig sind. Verfahrensrechtl. Einzelheiten für eine bei uns betriebene gerichtliche Auseinandersetzung sind wie stets der lex fori zu entnehmen.

56

e)  Art. 6 EGBGB verhindert deshalb eine aus Art. 14 EGBGB entnommene Anknüpfung des Wohnsitzes eines Ehegatten an die Wohnsitznahme des anderen, Art. 3 Abs. 2 GG, ausdrücklich a.A. Soergel/Kegel, 10. Aufl. 1970, Art. 14 EGBGB Rz. 16 und BGHZ 42, 7; ohne Bedenken auch MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 86; vgl. im Übrigen KG, FamRZ 1958, 464 (allerdings für einen interlokal-rechtlichen Fall – also im Verhältnis zur ehemaligen DDR); für das Verhältnis zum Iran vgl. 5.4 Rz. 43 mit Nachw.
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Verweist inländisches Verfahrensrecht auf den Wohnsitz einer Partei, etwa bei der Bestimmung der örtlichen Zuständigkeit des angerufenen Gerichts, wird dt. Recht maßgeblich, zu Einzelheiten vgl. §§ 7–11 BGB. Nimmt ausländisches Verfahrensrecht dagegen Bezug auf den »Wohnsitz« oder auf ein ähnliches Anknüpfungsmerkmal, haben dt. Gerichte, die einer Rück- oder Weiterverweisung zu folgen haben, die Auslegung nach den dort maßgeblichen Grundsätzen zu erledigen, Beispiel LG Augsburg, FamRZ 1973, 375 für ein »domicile« bzw. »domicile of choice« eines amerik. Soldaten; zur (französischen) résidence nach Art. 1070 NCPC, der »domicile« und dem »lieu du principal établissement« vgl. Chaussade-Klein, IPrax 1995, 51 in ihrer Anmerkung zu einer Entscheidung der Cour d’ Appel Versailles v. 25. 2. 1993. Wiederum kann aus unserer Sicht Art. 6 EGBGB maßgeblich werden, vgl. dazu schon Rz. 56.
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f)  Ob ein Ehegatte die Staatsangehörigkeit seines Partners bei der Eheschließung erwirbt, beurteilt sich dagegen nicht nach Art. 14 EGBGB. Vielmehr entscheidet jeder Staat selbstständig, wen er als Staatsangehörigen aufnimmt und wem er diese Verbindung versagt. Auch für die Namensführung in der Ehe ist nicht Art. 14 EGBGB zuständig. Diese Folge ist vielmehr allein aus Art. 10 EGBGB herzuleiten, zum Familiennamen eines Deutschen nach Eheschließung mit einer Amerikanerin in Florida vgl. Marcks, StAZ 1996, 149; zur Rechtswahl für die Namensführung Henrich, StAZ 1996, 129; zur Namensbestimmung des indischen Namenszusatzes »Singh« bei einem Angehörigen der Religionsgemeinschaft der Sikhs OLG Jena, StAZ 1996, 171 (dieser Zusatz hat nicht die Bedeutung eines selbstständigen Namens; deshalb kann er auch im Inland nicht zum Ehenamen bestimmt werden).
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g) Nach  Art. 7 Abs. 1 Satz 2 EGBGB ist zu entscheiden, ob die Eheschließung (volle) Geschäftsfähigkeit eines sonst beschränkt geschäftsfähigen Ehegatten nach sich zieht, Beispiele bei MünchKomm/Siehr, Art. 14 Rz. 89. Heirat kann frei machen, so dass insoweit (auch) die elterliche Gewalt oder Sorge ihr Ende findet, ohne dass Art. 21 EGBGB berufen wäre; zur Eheschließung Geschäftsunfähiger vgl. Finger, StAZ 1996, 225 und Art. 13 EGBGB Rz. 47, aber das muss nicht so sein. Unser ordre public aus Art. 6 EGBGB lässt dagegen die umgekehrte Regelung einer als Ehewirkungsstatut berufenen Rechtsordnung scheitern, die Geschäftsunfähigkeit oder beschränkte Geschäftsfähigkeit für einen Partner als Folge der Eheschließung anordnet, Art. 3 Abs. 2 GG. Anders zu beurteilen sind lediglich güterrechtlich oder allg. eherechtlich begründete Verfügungsbeschränkungen nach Art von – bei uns – §§ 1365, 1369 BGB, für die (in unserer Ausrichtung) Art. 15 EGBGB gilt und die ihre Grundlage im beabsichtigten Familienschutz finden, nicht in einer bestimmten Auffassung von der richtigen Aufgabenverteilung in der Ehe und zwischen den Gatten, vgl. dazu Rz. 61 und 62 und Art. 12 EGBGB.

60

h)  Gesetzliche Vertretungsbefugnisse der Eheleute untereinander sind über Art. 14 EGBGB anzuknüpfen. Das Ehewirkungsstatut bestimmt zudem den Umfang der jeweiligen Handlungsmacht und die Voraussetzungen für ihren Entzug und für die gerichtliche Kontrolle der Entscheidung eines Ehegatten, wenn sich der andere zur Wehr setzt. Für das Verfahren ist dabei wie stets die lex fori maßgeblich. Im Übrigen ist aus unserer Sicht Art. 6 EGBGB Prüfungsmaßstab.  Dritte Geschäftspartner werden über Art. 16 Abs. 2 EGBGB geschützt, zu weiteren Einzelheiten OLG Celle, IPrax 1993, 96. Für die rechtsgeschäftlich erteilte Vollmacht eines Gatten für den anderen gelten außerhalb bereits gesetzlich festgelegter Bereiche (etwa § 1357 BGB, dazu auch BGH, WuM 2004, 293 (294) für den Abschluss eines Telefondienstvertrages über einen Festnetzanschluss in der Ehewohnung, wobei allerdings die jeweils folgenden Rechnungen nicht notwendig einbezogen sind) die allg. schuldvertraglichen Anknüpfungsregeln, vgl. dazu Art. 27 und 28 EGBGB. Bei güterrechtlicher Prägung wird Art. 15 EGBGB maßgeblich, Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 18 und gleich Rz. 61. 

60a

Art. 14 EGBGB wird auch für die Schlüsselgewalt bestimmend, vgl. schon Rz. 60 (Geschäfte des alltäglichen Lebens oder gleichwertige ausl. Einrichtungen), bei uns § 1357 BGB, insbes. für ihre Einschränkung durch den anderen Partner. Allg. Vertretungsmacht für den Ehegatten unterliegt ebenfalls Art. 14 EGBGB, dazu Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 18, soweit sie nicht gerade Folge eines besonderen Güterstandes ist, dazu Art. 15 EGBGB. Für gutgläubige Geschäftspartner im Inland gilt § 1357 BGB, falls diese Bestimmung "günstiger ist als das fremde Recht", Art. 16 Abs. 2 EGBGB und OLG Celle, IPrax 1993, 96, vgl. zu Verstößen gegen Art. 2 Abs. 2 GG LG Berlin, FamRZ 1993, 198 /199) und Rz. 61 a.E. Für das Verfahren – etwa auch für die Eintragung entspr. Beschränkungen der Handlungsmacht des anderen – gilt dagegen die (dt.) lex fori, vgl. schon Rz. 60.
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i)  Eigentumsvermutungen, die sich aus der Eheschließung ergeben und eherechtlich geprägt sind, sind über Art. 14 EGBGB anzuknüpfen, während bei güterrechtlicher Verbindung Art. 15 EGBGB maßgeblich wird. Wie sonst gilt Art. 16 Abs. 2 EGBGB zum Schutz des inländischen Rechtsverkehrs. Für Verfügungsbeschränkungen ist dabei entscheidend, vgl. schon Rz. 59, ob sie ausschließlich Folge der Eheschließung sind oder güterrechtliche Ausrichtung aufweisen, weil sie bestimmte Vorentscheidungen für die güterrechtl. Beziehungen der Ehegatten voraussetzen, anders Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 320, der grundsätzlich eherechtlich qualifizieren will – schließlich fänden entsprechende Sonderregeln für  Hausgut ihren Grund im beabsichtigten Familienschutz, und dieser Schutz sei unabhängig vom (gewählten) Güterstand zu verwirklichen. Im Übrigen greift Art. 16 Abs. 2 EGBGB ein, zu weiteren Einzelheiten der Außenwirkung entsprechender Beschränkungen vgl. Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 313f., insbesondere 320f. Vollmachten zwischen den Ehegatten sind rechtsgeschäftlich zu beurteilen und anzuknüpfen, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 319 und Rz. 60. Ist ein Ehegatte berechtigt, den anderen Ehegatten vor Gericht selbst dann zu vertreten, wenn Streitfragen mit dritten Personen aus dem persönlichen Vermögen dieses Gatten – meist der Ehefrau – betroffen sind, ist zwar im Ausgang Art. 14 EGBGB berufen, aber bei hinreichendem Inlandsbezug nehmen wir Unvereinbarkeit mit Art. 3 Abs. 2 GG an, dazu LG Berlin, FamRZ 1993, 198 (199) und Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 323 – ordre public, Art. 6 EGBGB.

62

j)  Sorgfaltspflichten in der Ehe bestimmen sich in ihren Voraussetzungen und ihren Folgen nach dem Ehewirkungsstatut. Ansprüche gegen Außenstehende sind davon unabhängig und nach ihren eigenen Regeln anzuknüpfen, etwa schuldvertraglich oder deliktisch. Dabei gewinnt die eherechtliche Prägung auch bei »Anspruchskonkurrenz« ihr Übergewicht, so dass bei Eheleuten die gesetzlichen Rechtsbeziehungen (= allg. Ehewirkungen) an die Stelle der vertraglichen Verbindungen treten, so MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 101; andere Regeln ihrer eigenen Qualifikation kommen dann nicht (mehr) zum Zuge.

62a

Schließlich beurteilen sich Haftungsmaßstäbe unter Eheleuten wie auch ausl. Verbote oder Beschränkungen in der Zwangsvollstreckung zwischen ihnen nach Art. 14 EGBGB, dazu Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 299 und unten Rz. 69, wobei sich die inländische Vollstreckung in ihren Abläufen aber stets nach der lex fori richtet (wenn sie zugelassen ist). Ob Ansprüche in der Ehe verjähren oder ob die Verjährung gehemmt ist, solange die Ehe besteht, ist nicht dem Ehewirkungsstatut zu entnehmen, sondern dem Statut, das für den betreffenden Anspruch maßgeblich ist, zu weiteren Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 301; zum Anfechtungsstatut OLG Schleswig, 1 U 67/02. Allenfalls kann sich das Ehewirkungsstatut als überlagerndes Gesamtstatut durchsetzen, wenn die eherechtlichen Bezüge offensichtlich sind, dazu wiederum Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 301 mit einer Abstimmung zwischen Art. 14 EGBGB und dem Vertragsstatut, Rz. 302 mit Nachw., etwa OLG Köln, NJW-RR 1994, 200; wir qualifizieren Verjährungsfragen durchgängig jedenfalls materiellrechtlich, nicht als Verfahrensbestandteil, so dass nicht etwa die lex fori betroffen ist.
63

Für die Verteilung von Haushaltsgegenständen und die Zuweisung der Ehewohnung gilt im Scheidungsverfahren zwar Art. 17 EGBGB, aber da inzwischen Art. 17a EGBGB dt. Recht immer ins Spiel bringt, wenn dieses Recht Belegenheitsrecht ist, sind weitere Unterscheidungen nicht mehr notwendig. Der frühere Streit, ob die Zuweisung

–
unterhaltsrechtlich,

–
sachenrechtlich, etwa nach der lex rei sitae,

–
ehewirkungsrechtlich oder

–
nach anderen Gesichtspunkten zu beurteilen ist, 

hat damit praktisch seine Bedeutung verloren. 
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(unbesetzt)
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(unbesetzt)
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(unbesetzt)
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l)  Die in manchen ausländischen Rechtsordnungen vorgesehene Legalhypothek eines Gatten am Vermögen des anderen ist über Art. 14 EGBGB anzuknüpfen. Ohne Eintragung im Grundbuch können entsprechende Sicherungsrechte im Inland aber nicht begründet werden, inländische lex rei sitae, dazu auch Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 303f. Ob Eintragungsansprüche eines Ehepartners überhaupt bestehen, ist wiederum dem Ehewirkungsstatut zu entnehmen; häufig sind »Belastungen« im Ausland – der Blick ist dabei auf uns gerichtet – belegener Grundstücke gar nicht vorgesehen, MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 110.

68

m)  Schließlich fällt das Verbot an einen Ehegatten, bestimmte Rechtsgeschäfte mit dem anderen Teil vorzunehmen, unter Art. 14 EGBGB, etwa Schenkungen an den anderen, Gesellschaftsverträge, Bürgschaften, vgl. im Übrigen dazu Rz. 68 a, zu einer Übersicht Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 231f. Art. 15 EGBGB dagegen ist berufen, wenn güterrechtliche Gründe ausschlaggebend sind. Bei allg. schuldvertraglichen Vereinbarungen unter Eheleuten gelten sonst die (allg.) vertraglichen Anknüpfungsregeln. Verkehrsinteressen werden über Art. 12 oder Art. 16 Abs. 2 EGBGB geschützt.

                                                  68a

Für Bürgschaften und ähnliche Verpflichtungsgeschäfte ist unsere Rspr. zu beachten, die den schwächeren Teil zu schützen versucht, soweit dt. Recht anwendbar wird, dazu BVerfG, FamRZ 1994, 151 und BGH, FamRZ 1993, 407; weiterhin BGH, EzFamR BGB § 765 Nr. 2, 3 und 4 sowie Medicus, EWiR 1996, 731; vgl. im Übrigen auch Beate Grün, NJW 1994, 2935 und BGH, NJW-RR 1999, 1350 (= NJW 1999, 2584 = LM H 11/1999, § 765 BGB Nr. 138a mit Anm. Bülow; ausf. Übersicht bei Palandt/Heinrichs, § 138 BGB Rz. 36 und 38 f.; zur Anwendbarkeit des VerbrKrG auf Bürgschaften LG Magdeburg, NJW 1999, 3496; zur Vollstreckbarerklärung eines ausländischen Urteils in Deutschland etwas weniger streng (unter ordre public-Gesichtspunkten) BGH, JZ 1999, 1117 mit Anm. Roth. Verbote an die Partner einer Ehe, Gesellschaftsverträge miteinander einzugehen, beurteilen sich nach Art. 15 EGBGB, dazu Palandt/Heldrich, Art. 15 EGBGB Rz. 25 mit Nachw.; im Übrigen spielen Art. 12 GG und Art. 6 EGBGB als Prüfmaßstab eine Rolle, zu weiteren Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 233f. (Stichwort: Interzessionsverbot); zur Zustimmungspflichtigkeit einer Bürgschaftserklärung des anderen Ehegatten nach Schweizer Recht vgl. Zeiter, FamPra.ch 2005, 669.
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Ausländische Vollstreckungsverbote können über Art. 14 EGBGB beachtlich sein. Im Inland richten sich Voraussetzungen und Abläufe aber stets nach der lex fori, zu weiteren Einzelheiten Rz. 62 Abs. 2.
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n)  Unterhaltsansprüche sind nach Art. 18 EGBGB anzuknüpfen. Daneben kommen Staatsverträge und Int. Abkommen zur Anwendung, insbes. das Haager Übereinkommen v. 2. 10. 1973, das allerdings ohnehin schon in Art. 18 EGBGB und damit ins inländische autonome Recht übernommen ist. Entschädigungsansprüche der Ehefrau nach türkischem Recht (Art. 174 Abs. 1 türkZGB) sind ebenfalls unterhaltsrechtlich zu qualifizieren, so dass bisher Art. 18 EGBGB Grundlage werden konnte, aber die Bestimmung ist in der Zwischenzeit aufgehoben, Art. 7 des G BGBl. 2011 I 898 und durch die Regeln der EuUnterhaltsVO, 6.11, und des Haager Protokolls für die materielle Rechtsanwendung, 6.10B, ersetzt, zu Einzelheiten 8.4.2.1/Anhang Rz. 68c 4 ff. und 68c 19 f., OLG Stuttgart, NJW-RR 1994, 135, zu weiteren Einzelheiten unten 5.4. Rz. 49 und Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, C. XI. 2 mit Nachw.; zu den Veränderungen in der Türkei seit dem 1. 1. 2002 Turan-Schnieders/Finger, FamRB 2002, 187 und 213; zum Gesetzestext Odendahl, StAZ 2002, 100. Sieht das berufene ausl. Recht (für die Trennungszeit) Kürzungen des Unterhalts bei Fehlverhalten vor, ist nicht stets Art. 6 EGBGB berufen, zu weiteren Einzelheiten auch Rz. 70, dazu OLG Bremen, NJW-RR 1999, 513 zu einer Regelung des chilenischen Rechts, die bei der eigenmächtigen Veränderung des Aufenthalts des Kindes durch die Mutter keine Abstriche beim Unterhalt anbringt, aber anders entscheidet, wenn dem Vater ohne rechtfertigenden Grund Umgangsbefugnisse vereitelt werden.
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Haben Eheleute festgelegt, dass bei »tätlichen Angriffen des Ehemannes auf die Ehefrau« oder bei seiner Aufnahme »einer Beziehung zu einer anderen Frau« eine Vertragsstrafe (DM 50 000,–) zu zahlen ist, ist Art. 14 EGBGB berufen, so dass das Heimatrecht (hier: Türkei) maßgeblich wird, OLG Hamm, NJW-RR 1998, 1542; nach Heimatrecht ist gleichfalls zu entscheiden, ob die Teilnichtigkeit einer vertraglichen Regelung zur Nichtigkeit des Vertrages insgesamt führt, wobei Verfahrenskostenhilfe für eine gerichtliche Streitigkeit dann nur für die »Teile« zu bewilligen ist, die nicht betroffen sind, da eine Partei, die nicht kostenarm ist, ihr Risiko begrenzen würde, OLG Hamm, NJW-RR 1999, 1542; zu entsprechenden Fragen im Inlandsrecht OLG Oldenburg, FamRZ 1994, 1454. Ansprüche können bei uns, wenn um sich bei Gericht gestritten wird, mit dem Maßstab aus Art. 6 EGBGB auf eine angemessene Höhe "reduziert" werden, dazu OLG Düsseldorf, FamRZ 2002, 1118, § 242 BGB. Für Unterhaltsansprüche galt bisher Art. 18 EGBGB, aber die Bestimmung ist aufgehoben, vgl. BGBl. 2011 I 898. Daneben kamen Staatsverträge und internat. Abkommen zur Anwendung, insbesondere das Haager Übereinkommen vom 2.10.1973, nun im Wesentlichen ersetzt durch das Haager Unterhaltsübereinkommen 2007, das allerdings ohnehin schon in Art. 18 EGBGB und damit ins inl. Recht übernommen war. Maßgeblich werden nun (18.6.2011) die Regeln der EuUnterhaltsVO und die Rechtsanwendung des Haager Protokolls, insbesondere Art. 5, dazu 6.10B und 8.4.2.1/Anhang Rz. 68c 4 ff.
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o)  Die Verpflichtung eines Ehegatten, dem anderen Prozesskostenvorschüsse zu leisten, kann unterhaltsrechtlich geprägt und daher entspr. anzuknüpfen sein, vgl. dazu BGH, FamRZ 1984, 465 (auch als eherechtliche Nachwirkung bei geschiedener Ehe); sie ist dann nicht dem Ehewirkungsstatut zu entnehmen, zu Einzelheiten nach türkischem Recht vgl. Jayme, IPrax 1989, 330 und Finger, FuR 1997, 300 (302). Versagt das (über Art. 18 EGBGB) berufene ausländische Recht einen entsprechenden Anspruch gegen den anderen Partner, liegt darin kein Verstoß gegen den dt. ordre public, Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 269f., auch wenn so im Inland Zugriff auf die (sozialhilferechtl. 

ausgerichtete) Verfahrenskostenhilfe eröffnet wird, ausführliche Übersicht im Übrigen bei Zöller/Philippi, § 620 ZPO Rz. 82; für geschiedene Eheleute kennt auch das dt. Recht keine entsprechende Verpflichtung, dazu BGH, FamRZ 1984, 148 und OLG Frankfurt, FamRZ 1993, 1465.
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p)  Der Versorgungsausgleich richtet sich nach Art. 17 EGBGB mit einer Sonderanknüpfung in Abs. 3; zu Einzelheiten vgl. Art. 17 EGBGB Rz. 94–113. § 1578 Abs. 2 und Abs. 3 BGB – Vorsorge während der Dauer des Getrenntlebens nach Anhängigkeit des Scheidungsantrags für Kranken- und Altersvorsorge – ist dagegen unterhaltsrechtlich zu qualifizieren.
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q)  Morgen- und Brautgabe haben eherechtliche Bestandteile, zur Unwirksamkeit eines Brautpreises nach jezidischem Brauchtum OLG Hamm, FamRZ 2011, 1197 (§ 138 Abs. 1 BGB, aber auch Ausschluss von Rückforderungsansprüchen, § 817 BGB). Insoweit kann Art. 14 EGBGB einschlägig sein, so Heldrich, IPrax 1983, 64; OLG Köln, FamRZ 2006, 1380 für den Iran; mit einer ehewirkungsrechtlichen Einordnung inzwischen auch BGH, FamRZ 2010, 533, denn so sei am ehesten der Gleichlauf der international-rechtlichen Behandlung der Morgengabe mit der ebenfalls wandelbaren kollisionsrechtlichen Anknüpfung von Scheidung und nachehelichem Unterhalt gesichert, die sämtlich demselben Sachrecht unterstellt werden sollten, vgl. im Übrigen 5.4 Rz. 49 f. und Finger, FuR 2011, 195, kaum haltbar AG Brühl, FamRZ 2011, 1507 (die Vereinbarung einer Morgengabe soll unwirksam sein, weil die Antragstellerin nicht dargelegt habe, dass der Antragsgegner zur Erfüllung in der Lage sei, a.A. in diesem Zusammenhang OLG Stuttgart, FamRZ 2009, 1590, denn dies kann allenfalls im Vollstreckungsverfahren eine Rolle spielen, während sonst § 138 BGB gilt, so dass "überhöhte" Zusagen zu verwerfen oder auf ein angemessenes Maß zurückzuführen sind, dazu auch - für eine Brautgeldvereinbarung - OLG Hamm, NJW-RR 2011, 1197, vgl. gleich im folgenden). Ihre Festlegung ist jedenfalls nicht nur eine "symbolische Geste". Ist nach einem Vertrag zwischen den Parteien eine bestimmte Anzahl von Goldmünzen zu leisten, erfolgt bei uns nicht etwa Verurteilung zur Zahlung einer Geldsumme, denn § 245 BGB greift nicht ein, OLG Köln, FamRZ 2006, 1380. Andererseits kann sie auch güterrechtliche Aufgaben wahrnehmen, so dass Art. 15 EGBGB maßgeblich wird, so MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 106. Qualifikationsfragen sind wie sonst vorrangig zu lösen, zur Vorgehensweise vgl. Rz. 3 und 43; zu weiteren Einzelheiten Heßler, IPrax 1988, 95 und Henrich, Int. Familienrecht, S. 145, dazu auch Palandt/Heldrich, Art. 14 EGBGB Rz. 18; zu weiteren Einzelheiten OLG Celle, FamRZ 1998, 374. Schließlich können auch Art. 17 EGBGB oder Art. 25 EGBGB (Erbrecht) maßgeblich werden, vgl. dazu Heldrich, IPrax 1983, 64 (65), und selbst eine unterhaltsrechtl. Einordnung ist nicht ausgeschlossen. Auch die Rückgabe der Leistung an den Ehemann ist nach den gleichen Grundsätzen zu beurteilen (mit eherechtlicher, unterhaltsrechtlicher, güterrechtlicher Qualifizierung oder Anknüpfung als Scheidungsfolge), zu Einzelheiten BGH, FamRZ 1987, 463 und (ehewirkungsrechtlich) BGH, FamRZ 2010, 533. Art. 6 EGBGB ist aus unserer Sicht durchgängig nicht betroffen, auch wenn die Rechtseinrichtung uns sonst fremd erscheint, vgl. allerdings OLG Hamburg, FamRZ 2004, 459, zu weiteren Einzelheiten Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 294f.; vgl. im Übrigen Rauscher, DEuFamR 1999, 194 nach BGH, DEuFamR 1999, 133. Allerdings gelten wie sonst die Maßstäbe aus § 138 BGB, insbesondere wenn die Handlungsfreiheit eines Ehegatten durch überhöhte Leistungen, die er zugesagt hat, beschränkt wird und beschränkt werden sollte, Art. 6 GG, so dass eine Rückführung auf ein erträgliches Maß (aus unserer Sicht) zu erfolgen hat, vgl. im Übrigen 5.4 Rz. 49 und 50 mit Nachw. Schließlich können Zahlungszusagen aus ausländischen Geldwertentwicklungen anzupassen sein, BGH, FamRZ 2010, 533, dazu auch 5.4 Rz. 49 f. Vereinbaren türkische Eheleute bei der Trauung nach islamisch-religiösem Ritus, dass die Ehefrau dem Ehemann gegen das Versprechen der Zahlung eines Geldbetrages »vermacht« wird, haben sie sich auf eine Morgengabe, die nach Scheidung der Ehe (spätestens) von ihr eingefordert werden kann, OLG Düsseldorf, FamRZ 1998, 623, und sich nicht auf Zahlung auf eine in ihrer Wirksamkeit fragwürdige Abrede zur Zahlung eines Brautpreises verständigt, dazu Art. 13 EGBGB Rz. 81, vgl. auch OLG Celle, FuR 2008, 923 zu entspr. Absprachen (sittenwidrig, § 138 Abs. 1 BGB) zwischen kurdischen Jeziden; zum Ganzen Finger, FuR 2011, 195 nach Wurmnest, RabelsZ 71 (2007), 527 und ders., JZ 2010, 736 (Anm. zu BGH, FamRZ 2010, 533 mit Anm. Henrich = JZ 2010, 733; zum Entschädigungsanspruch der Ehefrau nach türkischem Recht, Art. 174 Abs. 1 türkZGB - materieller Schadenersatz und Abs. 2  imaterieller Schadenersatz), Stuttgart, NJW-RR 1994, 135 und OLG Stuttgart, NJW-RR 2008, 742 sowie Rz. 69; vgl. zu weiteren Einzelheiten auch Prozessformularbuch Familienrecht/Finger, C. XI. 2 mit Nachw.; OLG Nürnberg, FamRZ 2001, 1613. Abweichende Beurteilung im Ausland, etwa in der Türkei, bleibt für unsere Wertung jedenfalls folgenlos, wobei sich auch in der Türkei eine Einschätzung als "Schenkung"  durchgesetzt hat, dazu Allg. Teil/Finger, Rz. 95 mit Nachw. und gleich Rz. 72a. Nach neuem marokk. Familienrecht, dazu gleich Rz. 72 a, kann die Ehefrau auch ein "Trostgeschenk" verlangen, dazu Art. 84 marokk. FamGB, dazu Länderbericht Bergmann/Ferid/Henrich Marokko (2010), S. 76, so dass ähnliche Wirkungen entstehen wie in der Türkei, zu weiteren Einzelheiten Nelle, StAZ 2004, 253, vgl. auch Rz. 72 a.
                                                  72a

Wird in einer (marokkanischen) Eheschließungsurkunde geregelt, dass die Zahlung der Morgengabe »jederzeit von der Frau gefordert« werden kann, kann ein etwaiges Fehlverhalten der Berechtigten nicht zur Verwirkung des (nun unterhaltsrechtlich zu qualifizierenden) Anspruchs führen, AG Kerpen, FamRZ 1999, 1429, wenn der Vertragstext keine entsprechenden Einschränkungen enthält. Für eine Aufrechnung setzt sich jedenfalls die Einordnung als "Unterhaltsbestandteil" durch, so dass sie bei uns unter den üblichen Voraussetzungen ausscheidet (Aufrechnungsverbot), wiederum AG Kerpen, FamRZ 1999, 1429. Unterhaltsforderungen oder güterrechtl. Ansprüche sind jedenfalls nicht deshalb ausgeschlossen, weil die Parteien – zusätzlich – eine Morgengabe vereinbart haben; diese kann allenfalls, je nach ihrem Wert, einen Sockelbetrag des Unterhalts absichern, der dann nicht zusätzlich und selbstständig gefordert werden kann, dazu OLG Frankfurt, 3 UF 77/96 für den Iran; ähnlich Wurmnest, FamRZ 2005, 1878 (1880 f.). Für die Bewertung aus Art. 6 EGBGB (ordre public) sind unsere Maßstäbe entscheidend, nicht die (etwa) des jeweiligen Heimatlandes der Parteien, so dass ordre public-Widrigkeit dort für uns ohne Bedeutung bleibt, zu diesen Punkten (für die Türkei) Öztan, FamRZ 1998, 624 in einer Anm. zu OLG Düsseldorf, FamRZ 1998, 623 (auch Öztan schätzt allerdings die Zuwendung als "Schenkung" und damit wirksam ein); vgl. im Übrigen ausführlich Gottwald, FS Nakamura 1996, 196; Allg. Teil/Finger, Rz. 95; OLG Hamburg, FamRZ 2004, 459. Auch Deutsche (islam. Glaubens etwa) können entsprechende Vereinbarungen treffen, dazu OLG Saarbrücken, NJW-RR 2005, 1306.
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Zur Schenkung und ihrem Widerruf vgl. Art. 15 EGBGB Rz. 63 und Art. 17 EGBGB Rz. 89 mit Nachw.

E.  Internationales Verfahrensrecht

                                                      73

Für Ehesachen richtet sich die internationale Zuständigkeit dt. Gerichte nach § 98 FamFG, wobei allerdings unter den Mitgliedstaaten der EU (außer Dänemark) die Bestimmungen der EheGVO, dazu 8.2.2/Anhang, bzw. der VO Nr. 2201/2003 vorrangig sind und dt. autonomes Recht weitgehend verdrängen. Güterrechtl. Ansprüche sind nicht einbezogen; auch für Unterhaltsforderungen gelten eigene Regeln. Streitverfahren um Art. 14 EGBGB werden selten bei den Gerichten geführt; für sie werden die allg. Regeln für 
- die internat. Zuständigkeit, abgeleitet im Wesentlichen aus der örtlichen Zuständigkeit und

- für den Verfahrensablauf entscheidend, im Wesentlichen also unsere lex fori, denn die Eheherstellungsklage ist in den Anwendungsbereich der VO 2201/2003 nicht einbezogen.

73a

Verfahren vor ausländischen Gerichten können nicht vorbeugend, etwa durch entsprechende Unterlassungsklagen, durch Anträge bei dt.oder ausl. Gerichten verhindert werden, dazu Zöller, ZPO Rz. 102 zu IZPR; vgl. im Übrigen Coester-Waltjen, JZ 1990, 964. 
74

Die Anerkennung ausländischer Entscheidungen richtet sich nach § 108 FamFG, während für Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit früher § 16a FGG, maßgeblich war, heute § 108 FamFG (im Wesentlichen: Inzidentfeststellung der maßgeblichen Fragen im später betriebenen Folgeverfahren). Für ausl. Scheidungsurteile ist in § 107 FamFG, früher Art. 7 FamRÄndG 1961, ein besonderes Verfahren vorgesehen, zu Einzelheiten vgl. Art. 17 EGBGB Rz. 133 und 134 mit Nachw. Im Verhältnis der EU-Staaten untereinander – außer Dänemark – ist die Situation ab 1. 3. 2001 allerdings besonders einfach; vgl. dazu zunächst die VO Nr. 1347/2000, nun VO Nr. 2201/2003, weil die Anerkennung "ohne weiteres" erfolgt und ein besonderes Verfahren nicht mehr vorgesehen ist.  
75

Sonstige verfahrensrechtl. Regeln für den Ablauf im Einzelnen sind (bei uns) der lex fori zu entnehmen. Vorrangig zu klären sind dabei Qualifikationsfragen nach der formalen/prozessualen oder nach der materiell-rechtlichen Prägung und Einschätzung (Beispiele für Art. 17 EGBGB – Schuldausspruch im Scheidungsverfahren; Mitwirkungsbefugnisse des Staatsanwalts), zu beiden Punkten vgl. Art. 17 EGBGB Rz. 50f., zur Verjährung Rz. 62 a a.E.
75a

Inländischen Verfahrensvorschriften gelten auch für ausländische Verfahren anderer Art, falls sie bei uns geführt werden, etwa zur Eheaufhebung und Ehenichtigkeit, aber auch für die Trennung, die nicht zur Auflösung des Ehebandes führt, dazu OLG Frankfurt, IPrax 1983, 193 und OLG Frankfurt, NJW-RR 1995, 139 (insbesondere also über den Verfahrensverbund), a.A. OLG Frankfurt (Zivilsenat Darmstadt), NJW-RR 1995, 140 mit weit. Nachw.; vgl. im Übrigen ausführlich Finger, FuR 1999, 310. Eckdaten für den Versorgungs- und für den Zugewinnausgleich legt allerdings nicht dieses besondere Verfahren fest, sondern diese Folgen treten erst mit Anhängigkeit/Rechtshängigkeit des Scheidungsantrags ein (letzter Tag des Monats, der der Zustellung des Scheidungsantrags vorausgeht für den Versorgungsausgleich; Zustellung der Antragschrift selbst für den Zugewinnausgleich) bzw. des Antrages auf Eheaufhebung oder Ehenichtigkeit, vgl. dazu Art. 17 EGBGB Rz. 94.

F.  Übergangsrecht                                                                                                                                                            
                                                 76

Auf die vor dem 1. 9. 1986 abgeschlossenen Rechtsvorgänge bleiben die bis dahin gültigen Vorschriften des dt. IPR anwendbar, für die persönlichen Ehewirkungen also Art. 14 EGBGB a.F., während von diesem Tag an die Wirkungen familienrechtlicher Rechtsverhältnisse den nun in Kraft gesetzten Bestimmungen zu entnehmen sind, Art. 220 Abs. 1 und 2 EGBGB; zu Einzelheiten des Ehegüterrechts – mit differenzierten Übergangsregeln in anderer Ausrichtung – vgl. auch Art. 15 EGBGB Rz. 78ff.

Art. 220 EGBGB:

»(1)  Auf vor dem 1. September 1986 abgeschlossene Vorgänge bleibt das bisherige Internationale Privatrecht anwendbar.

(2)  Die Wirkungen familienrechtlicher Rechtsverhältnisse unterliegen von dem in Absatz 1 genannten Tag an den Vorschriften des Zweiten Kapitels des Ersten Teils«, also den nun (seit 1986) gültigen allg. Vorschriften der Art. 1ff. EGBGB.«

G.  Nichteheliche Lebensgemeinschaften

                                                 77

Für »formalisierte« Lebensgemeinschaften (wohl nach Art der Ehe) will MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 138 Art. 14 EGBGB anwenden, also für Verbindungen, »die nach dem Willen der Partner zwar rechtliche Wirkungen hervorrufen sollen, jedoch nicht diejenigen einer formgültigen Ehe«. Allerdings ist zweifelhaft, ob tatsächlich die Parteivorstellungen maßgeblich sein können, da sonst Missbrauch und Manipulation möglich werden. Richtiger ist wohl, nach obj. Verbindlichkeiten zu fragen und danach, ob eine entsprechende Lebensgemeinschaft (im Wesentlichen oder in den prägenden Ausschnitten) als oder wie eine Ehe behandelt wird oder nicht, wobei wiederum zunächst Qualifikationsfragen zu klären sind; zu Einzelheiten auch in diesem Zusammenhang Müller-Freienfels, FS J. Gernhuber 1993, 737.

78

Regelt eine ausländische Rechtsordnung Rechtsfragen in nichtehelichen Lebensgemeinschaften nach familienrechtlichem/eherechtlichem Vorbild, kommt Art. 14 EGBGB für die persönlichen Wirkungen unter den Partnern zur Anwendung, Beispiele wiederum bei Müller-Freienfels, FS Gernhuber 1993, 737; zu Einzelheiten vgl. auch unten zum Haager Unterhaltsstatutabkommen 1973 (6.10) Art. 1 Rz. 14 (Kommentierung von Siehr). Art. 6 EGBGB etwa mit der Vorstellung, Art. 6 GG hindere die Gleichbehandlung der Rechtsfolgen in der Ehe bzw. der nichtehelichen Lebensgemeinschaft, tritt dieser Anknüpfung jedenfalls nicht in den Weg, vgl. dazu auch Art. 15 EGBGB Rz. 92–94 und BVerfG, NJW 1993, 643 (zu § 137 Abs. 2a AFG); ähnlich OLG Zweibrücken, FamRZ 1994, 982.

78a

Ob Partner einer Ehe schon auf der kollisionsrechtlichen Ebene unterschiedlichen Geschlechtern angehören müssen, ist umstritten, Vorfrage, vgl. die Nachweise bei Röthel, IPrax 2002, 497 (498 Fn. 23). In vielen Ländern ist inzwischen jedenfalls die Heirat Gleichgeschlechtlicher möglich, wobei wir die Verbindung allerdings nicht als Ehe qualifizieren, sondern allenfalls nach Art. 17b EGBGB vorgehen, zu den Eingehensvoraussetzungen Art. 13 EGBGB und Röthel, IPrax 2002, 496 (498 Fn. 23 mit Nachw.). Ordre public-widrig ist die eherechtliche Behandlung von Rechtsfolgen (auf der Kollisionsebene) von Rechtsfolgen nicht, wenn 
–
der Inlandsbezug gering ist und

–
Art. 17b EGBGB gleich oder ähnlich entscheiden würde, dazu Röthel, IPrax 2002, 496 (499). Dabei kann Art. 17b Abs. 4 EGBGB (Kappungsgrenze) auf die ordre public-Beurteilung nicht übertragen werden, Röthel, IPrax 2002, 498 (499); die Bestimmung ist enger formuliert als die allg. Vorbehaltsklausel aus Art. 6 EGBGB und gibt daher nur »grobe Richtlinien« vor, dazu Röthel, IPrax 2002, 496 (499). Jedenfalls haben wir keinen Anlass, gleichgeschlechtliche Verbindungen anders und schlechter zu behandeln, wenn sie als Ehe eingegangen sind, als nichteheliche Lebensgemeinschaften, für die – falls das Auslandsrecht das so regelt – die Anknüpfung über Art. 14 EGBGB für die persönlichen Wirkungen maßgeblich ist, dazu Rz. 78, vgl. im Übrigen Henrich, FamRZ 2002, 137, im Übrigen auch Art. 17b EGBGB Rz. 14a.

H.  Staatsverträge

                                                   79

Für die persönlichen Ehewirkungen galt bis zum 23. 8. 1987 das Haager Ehewirkungsabkommen v. 17. 7. 1905, das schon bis zur dt. Kündigung nur noch im Verhältnis zu Italien wirksam war. Für Sachverhalte, die vor dem Außer-Kraft-Treten dieses Abkommens entstanden und abgeschlossen sind, sind die Übergangsregeln aus Art. 220 Abs. 1 und 2 EGBGB (analog) abzuleiten, MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 2 und oben Rz. 76; für güterrechtliche Wirkungen vgl. auch Art. 15 EGBGB Rz. 78ff.

80

Als bilaterales Abkommen ist im Übrigen für die persönlichen Ehewirkungen das dt.-iranische Niederlassungsabkommen v. 17. 2. 1929 wichtig, RGBl. 1930 II 1006, 1931 II 9 und BGBl. 1955 II 829, dazu unten 5.4 mit Anm. Finger; zum Schlußprotokoll dieses Abkommens vgl. RGBl. 1930 II 1012 und unten die Kommentierung von Finger (5.4); zu weiteren Einzelheiten Schotten/Wittkowski, FamRZ 1995, 264 und Finger, FuR 1999, 58; 1999, 158 und 1999, 215. Autonomes dt. Kollisionsrecht ist jedenfalls verdrängt, insbesondere durch Art. 8 des Schlussprotokolls, erste Hinweise bei Staudinger/von Bar/Mankowski, Art. 14 EGBGB Rz. 5, vgl. auch zu diesem Punkt die Kommentierung von Finger (5.4).

I.  Rechtsspaltung; interlokales Recht; Übergangsregelungen

                                                 81

Ist eine ausländische Rechtsordnung räumlich oder persönlich gespalten, haben wir das maßgebliche Teilrecht, wenn wir zu entscheiden haben, nach Art. 4 Abs. 3 EGBGB zu ermitteln. Dabei bestimmt das berufene ausländische Recht selbstständig über die interne Weiterverweisung. Fehlen solche Regelungen, ist die Teilrechtsordnung anzuwenden, zu der der Sachverhalt die engsten Verbindungen aufweist, dazu Art. 4 Abs. 3 Satz 1 und 2 EGBGB; zu weiteren Einzelheiten vgl. MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 125. Dabei können die Parteien allerdings auch eine Rechtswahl vornehmen, wenn sie allg. Voraussetzungen nach Art. 14 Abs. 2 oder 3 EGBGB erfüllen. Gewählt werden kann allerdings nur das Heimatrecht eines Ehegatten hinzukommen; bei räumlicher Rechtspaltung muss zusätzlich eine »gewisse Beziehung« zu der gewählten Teilrechtsordnung hinzukommen. Ähnlich für die persönliche Rechtsspaltung MünchKomm/Siehr, Art. 14 EGBGB Rz. 126f., wobei zu überprüfen ist, ob ein religiöses Teilrecht eine Erstreckung auf Andersgläubige vorsieht. Kollisionsrechtliche oder materiell-rechtliche Normen religiösen Rechts sind im Rahmen oder aufgrund der Unteranknüpfung bei uns nur anzuwenden, wenn der ausländische Staat, auf dessen Recht verwiesen wird, sie als verbindlich anerkennt, dazu BGH, NJW 1980, 1221 und Perles, FamRZ 1980, 978, so dass mosaisches (jüdisches) oder islamisches Recht entgegen dem eigenen Selbstverständnis nicht schon deshalb zur Anwendung gelangen, weil (das steht im Vordergrund) der Mann Jude oder Mohammedaner ist, MünchKomm/Winkler von Mohrenfels, Art. 17 EGBGB Rz. 49; zur Scheidung von Ahmadiyya-Muslims vgl. OLG Köln, FamRB 2002, 365 und AG Frankfurt, FamRZ 2004, 631.

82

Für die persönlichen Ehewirkungen in einer Ehe mit Beziehung zur (früheren) DDR ist Art. 14 EGBGB a.F. aus unserer Sicht entsprechend anwendbar, so dass auch § 19 RechtsanwendungsG DDR v. 5. 12. 1975 und die Vorschriften des FGB zur Anwendung gelangen konnten. Nach dem Beitritt gilt Art. 234 § 3 EGBGB, wobei § 4 besondere Regeln für das eheliche Güterrecht, § 5 für den Unterhalt und § 6 für den Versorgungsausgleich aufstellt, zu Einzelheiten Palandt/Diederichsen, Art. 234 § 3 EGBGB Rz. 2. Bis zum 3. 10. 1990 waren §§ 9 bis 12 FGB maßgebend, zu weiteren Einzelheiten Bosch, FamRZ 1991, 878 und unten Art. 15 EGBGB Rz. 78ff. und Art. 17 EGBGB Rz. 133 und 134.
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Abgeschlossene Sachverhalte bleiben durch die später eingetretenen Veränderungen unberührt und werden nicht wieder aufgegriffen; in diesem Umfang bleibt auch das bisherige Kollisionsrecht verbindlich, vgl. Art. 236 § 1 EGBGB und Art. 236 § 2 EGBGB, zur Rechtsanwendung im Einzelnen und der dabei vorzunehmenden materiell-rechtlichen Interpretation vgl. Staudinger/Rauscher, Art. 236 §§ 1 bis 3 EGBGB Rz. 24 und 25. Dabei gelten bei der Auslegung nicht (mehr) die Grundsätze der sozialistischen Gesetzlichkeit und Parteilichkeit, Palandt/Heldrich, Art. 230 EGBGB Rz. 4; auch die Wertentscheidungen des GG sind nun verbindlich, dazu ebenfalls Palandt/Heldrich, Art. 230 EGBGB Rz. 4; zum nachehelichen Unterhaltsrecht vgl. BGH, FamRZ 1994, 160 mit Anm. Brudermüller, FamRZ 1994, 1022; zum Versorgungsausgleich BGH, FamRZ 1994, 884; weitere Einzelheiten bei Art. 15 EGBGB Rz. 92 und 99 sowie Art. 17 EGBGB Rz. 109.
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